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(Nr. 10202.) Hohenzollernſche Gemeindeordnung. Vom 2. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


Erſter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 1. 

Dieſe Gemeindeordnung findet auf alle Stadt- und Landgemeinden der 
Hohenzollernſchen Lande Anwendung. Stadtgemeinden ſind die Gemeinden 
Sigmaringen und Hechingen. 

Landgemeinden können auf ihren Antrag nach Anhörung der Amtsver⸗ 
ſammlung und des Kommunallandtags durch Königliche Verordnung zu Stadt 
gemeinden erklärt werden. 

§. 2. 


Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen Gemeinden 
bleiben in ihrer bisherigen Begrenzung unter den nachfolgenden Maßgaben 
beſtehen: 

1. Grundſtücke, welche noch keinem Gemeindebezirk angehören und ab— 
geſonderte Gemarkungen (Waldungen, Hofgüter und ſo fort mit eigener 
Markung) find, ſoweit nicht ihre gänzliche oder theilweiſe Eingemeindung 
in einen Stadtbezirk geeignet erſcheint (F. 2 Nr. 6), nach Vernehmung 
der Betheiligten durch Beſchluß des Amtsausſchuſſes mit einer oder 
mehreren Landgemeinden zu vereinigen. Aus ſolchen Grundſtücken 
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und abgefonderten Gemarkungen kann, fomeit dies nach ihrem Umfang 
und ihrer Leiſtungsfähigkeit angezeigt erſcheint, mit Königlicher Ge⸗ 
nehmigung ein beſonderer Gemeindebezirk gebildet werden. 
Landgemeinden, welche ihre öffentlich- rechtlichen Verpflichtungen zu er⸗ 
füllen außer Stande ſind, können durch Königliche Anordnung auf⸗ 
gelöſt werden. Die Regelung der kommunalen Verhältniſſe ihrer 
Grundſtücke erfolgt nach Maßgabe der Vorſchriften unter Nr. 1. 
Landgemeinden und ſolche Einzelortſchaften in zuſammengeſetzten Ge⸗ 
meinden (§. 102), welche eine beſondere Gemarkung oder beſonderes 
Gemeindevermögen haben, können mit anderen Gemeindebezirken nach 
Anhörung der Betheiligten ſowie des Amtsausſchuſſes mit Königlicher 
Genehmigung vereinigt werden, wenn die Betheiligten hiermik ein⸗ 
verſtanden ſind. Läßt ſich ein Einverſtändniß der Betheiligten nicht 
erzielen, ſo iſt ihre Zuſtimmung, ſofern das öffentliche Intereſſe dies 
erheiſcht, im Beſchlußverfahren durch den Amtsausſchuß zu erſetzen. 
Gegen den auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
ſteht den Betheiligten und nach Maßgabe des F. 123 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. 
S. 195) dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes die weitere Beſchwerde 
an den Miniſter des Innern zu. Der mit Gründen zu verſehende 
Beſchluß des Miniſters des Innern iſt dem Regierungspräſidenten 
behufs Zuſtellung an die Betheiligten zuzufertigen. 
Die Abtrennung einzelner Theile von einem Landgemeindebezirk und 
deren Vereinigung mit einem anderen Landgemeindebezirke kann, wenn 
die betheiligten Gemeinden ſowie die Beſitzer der betreffenden Grund: 
ſtücke einwilligen, oder wenn beim Widerſpruche Betheiligter das 
öffentliche Intereſſe es erheiſcht, durch Beſchluß des Amtsausſchuſſes 
erfolgen. Gegen den auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirks- 
ausſchuſſes ſteht den Betheiligten und dem Vorſitzenden des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes die weitere Beſchwerde an den Miniſter des Innern nach 
Maßgabe der Nr. 3 offen. Soll aus den abgetrennten Grundſtücken 
ein neuer Gemeindebezirk gebildet werden, ſo iſt die Königliche Ge— 
nehmigung erforderlich. 
Ein öffentliches Intereſſe im Sinne der Nr. 3 und 4 liegt nur 
dann vor, 

a) wenn Landgemeinden ihre ‘öffentlich rechtlichen Verpflichtungen zu 

erfüllen außer Stande ſind. 

Bei Beurtheilung dieſer Frage ſind Zuwendungen, welche 
Gemeinden vom Staate oder größeren Kommunalverbänden zu⸗ 
ſtehen, nicht als beſtimmend zu erachten; 

b) wenn in Folge örtlich verbundener Lage mehrerer Landgemeinden 
oder von Theilen derſelben mit Landgemeinden ein erheblicher 
Widerſtreit der kommunalen Intereſſen entſtanden iſt. 
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6. Die vorftehenden Beftimmungen finden in den Fällen, in denen es 
ſich um die Vereinigung von Grundſtücken, welche noch keinem Ge 
meindebezirk angehören, einer abgeſonderten Gemarkung oder von 
Theilen einer ſolchen oder einer Landgemeinde (Einzelortfchaft Nr. 3) 
mit einer Stadtgemeinde, um die Abtrennung einzelner Theile von 
einem Stadtbezirk und deren Vereinigung mit einem Landgemeinde⸗ 
bezirke ſowie um die Abtrennung einzelner Theile von einem Land: 
gemeindebezirk und deren Vereinigung mit einem Stadtbezirke handelt, 
ſinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, daß an die Stelle der 
Beſchlußfaſſung des Amtsausſchuſſes nach erfordertem Gutachten der 
Amtsverſammlung die Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes tritt. 

In den vorſtehend bezeichneten, der Königlichen Genehmigung unter⸗ 
liegenden Fällen iſt vor deren Erwirkung der Beſchluß des Amts⸗ 
ausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes oder des Miniſters des Innern ſowie 
das Gutachten der Amtsverſammlung den Betheiligten mitzutheilen. 

8. Jede Bezirksveränderung iſt durch das Regierungsamtsblatt zu ver⸗ 
öffentlichen. 


N 


F. 3. 

Ueber die in Folge einer Veränderung der Grenzen der Gemeinden 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten beſchließt 
der Amtsausſchuß, ſoweit hierbei Stadtgemeinden in Betracht kommen, der 
Bezirksausſchuß, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander zuſtehenden 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dieſen Behörden. 

Bei der Auseinanderſetzung ſind erforderlichen Falles Beſtimmungen zur Aus⸗ 
gleichung der öffentlich- rechtlichen Intereſſen der Betheiligten zu treffen. Ins⸗ 
beſondere können einzelne Betheiligte im Verhältniſſe zu anderen Betheiligten, 
welche für gewiſſe kommunale Zwecke bereits vor der Vereinigung für ſich allein 
Fürſorge getroffen haben, oder ſolche Betheiligte, welche vorwiegend Laſten in 
die neue Gemeinſchaft bringen, zu Vorausleiſtungen verpflichtet werden. Auch 
kann, wenn eine Gemeinde durch die Abtrennung von Grundſtücken eine Er⸗ 


liichterung in öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen erfährt, der Gemeinde, welcher 
jene Grundſtücke einverleibt werden, oder der neuen Gemeinde „welche aus letzteren 


gebildet wird, eine Beihülfe zu den ihnen durch die Bezirksveränderungen erwachſenden 
Ausgaben bis zur Höhe des der anderen Gemeinde dadurch entſtehenden Vor⸗ 
theils zugebilligt werden. 


$. 4. 
Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen der Gemeindebezirke ſowie über 
die Eigenſchaft einer Ortſchaft als Gemeinde unterliegen der Entſcheidung des 


Amtsausſchuſſes, ſoweit hierbei Stadtgemeinden in Betracht kommen, des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 


Dieſe Behörden beſchließen vorläufig über die im erſten Abſatze bezeichneten 
Angelegenheiten, ſofern das öffentliche Intereſſe es erheiſcht. Bei dem Beſchluſſe behält 
es bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſein Bewenden. 
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esile: 


Zweiter Titel. 
Verfaſſung der Gemeinden. 


Erſter Abſchnitt. 
Rechtliche Stellung der Gemeinden. 
$. 5. 

Die Gemeinden find öffentliche Körperſchaften. Es ſteht ihnen das Recht 
der Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten nach den Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes zu. 

§. 6. 


Die Gemeinden find zum Erlaſſe ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche 
Angelegenheiten der Gemeinde befugt, hinſichtlich deren das Geſetz Verſchieden— 
heiten geſtattet oder auf ortsſtatutariſche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche 
Angelegenheiten, deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt iſt. 

Die Entwürfe zu den ſtatutariſchen Anordnungen ſind vor dem endgültigen 
Beſchluſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß in der Gemeinde zu bringen, jedem Gemeindegliede (6. 9) ſteht frei, inner⸗ 
halb der nächſten zwei Wochen, vom Tage nach der Veröffentlichung an ge 
rechnet, bei dem Gemeindevorſtand Einwendungen zu erheben, welche dieſer der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zur Beſchlußfaſſung vorzulegen hat. 

Die ſtatutariſchen Anordnungen bedürfen der Genehmigung des Amts— 
ausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes §. 103). 


Zweiter Abſchnitt. 
Gemeindeangehörige, deren Rechte und Pflichten. 


. 

Angehörige der Gemeinde find mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen, 
ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes diejenigen, welche 
innerhalb des Gemeindebezirkes einen Wohnſitz haben. 

Einen Wohnſitz im Sinne dieſes Geſetzes hat Jemand an dem Orte, an 
welchem er eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die Abſicht 
dauernder Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. 


§. 8. 

Die Gemeindeangehörigen find nach Maßgabe der beſtehenden Beſtimmungen 
zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten der Gemeinde 
berechtigt und zur Theilnahme an den Gemeindelaſten verpflichtet. | 

Die Beſtimmungen beſonderer Stiftungen, welche mit folchen Gemeinde⸗ 
einrichtungen und Anſtalten verbunden ſind, ſowie die hieran beſtehenden, auf 
beſonderen Titeln beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht berührt. 
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Auf Einſprüche, betreffend das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen 
Gemeindeanſtalten, beſchließt der Gemeindevorſtand. Gegen den Beſchluß findet 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Einſpruch und Klage haben 
keine aufſchiebende Wirkung. 


Dritter Abſchnitt. 
Gemeindeglieder, deren Rechte und Pflichten. 


se), 
Gemeindeglieder (Bürger) find alle Gemeindeangehörigen (§. 7), welchen 
das Gemeinderecht (Bürgerrecht) zufteht. 
Eine Lifte der Gemeindeglieder, welche deren nach F. 11 erforderliche Eigen 
ſchaften nachweiſt, und der ſonſtigen Stimmberechtigten (§. 16) wird von dem 
Gemeindevorſtande geführt und alljährlich im Monate Januar berichtigt. 


$. 10. 
Das Gemeinderecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an der Gemeinde⸗ 
verſammlung und an den Gemeindewahlen ſowie in der Befähigung zur Be⸗ 
kleidung unbeſoldeter Aemter in der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde. 


F. 11. 

Das Gemeinderecht wird von jedem männlichen ſelbſtändigen Gemeinde⸗ 
angehörigen erworben, welcher 
„Angehöriger des Deutſchen Reichs iſt, 

. Die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt, 
ſeit zwei Jahren in dem Gemeindebezirk einen Wohnſitz hat, 
keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, 
. die ſchuldigen Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 
entweder 
a) ein Wohnhaus in dem Gemeindebezirke beſitzt, oder 
p) von feinem innerhalb des Gemeindebezirkes belegenen Grundbeſitze 
zu einem Jahresbetrage von mindeſtens zwei Mark an Grund, 

Gefäll⸗ und Gebäudeſteuer vom Staate veranlagt iſt, oder 

e) zur Staatseinkommenſteuer oder zu einem fingirten Normalſteuer⸗ 
ſatze von mindeſtens vier Mark veranlagt iſt oder, falls eine Ver⸗ 
anlagung zu einem fingirten Steuerſatze nicht erfolgt iſt, ein 

Einkommen von mehr als 660 Mark hat. 

Steht ein Wohnhaus im (getheilten oder ungetheilten) Miteigenthume 
Mehrerer, ſo kann das Gemeinderecht auf Grund dieſes Beſitzes nur von einem 
unter ihnen ausgeübt werden. Falls die Miteigenthümer ſich über die Perſon 
des Berechtigten nicht einigen können, iſt derjenige, welcher den größten Antheil 
beſitzt, befugt, das Gemeinderecht auszuüben, bei gleichen Antheilen beſtimmt ſich 


Ut 0 I 


— 9 


in dieſem Falle die Perſon des Berechtigten durch das Loos, welches durch die 
Hand des Bürgermeiſters ($. 54) gezogen wird. 

In den Fällen, wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen Anderen 
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des zweijährigen Wohn⸗ 
fies die Beſitzzeit des Erblaſſers zu gute. Die Uebertragung unter Lebenden an 
Verwandte in abſteigender Linie ſteht der Vererbung gleich. 

Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbeſitz der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzahlungen, Einkommen und Grundbeſitz der unter elterlicher 
Gewalt des Vaters befindlichen Kinder werden dem Vater angerechnet. 1 

Als ſelbſtändig wird betrachtet, wer das vierundzwanzigſte Lebensjahr 
vollendet hat und einen eigenen Hausſtand beſitzt, ſofern ihm nicht das Ver⸗ 
fügungsrecht über fein Vermögen oder deſſen Verwaltung durch richterlichen Be⸗ 
ſchluß entzogen iſt. 

Inwiefern über die Erlangung des Gemeinderechts von dem Gemeinde- 
vorſtand eine Urkunde zu ertheilen ift, bleibt den ſtakutariſchen Anordnungen 
vorbehalten. 

i Serl2, 

Verlegt ein Gemeindemitglied feinen Wohnſitz nach einer anderen Gemeinde, 
ſo kann ihm in ſeinem neuen Wohnorte das Gemeinderecht, wenn ſonſt die Vor⸗ 
ausſetzungen zu deſſen Erlangung vorhanden ſind, von dem Gemeindevorſtand 
im Einverſtändniſſe mit der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) ſchon 
vor Ablauf von zwei Jahren verliehen werden. 


13. 

Das Gemeinderecht und die unbeſoldeten Gemeindeämter gehen verloren, 
ſobald der Wohnſitz in dem Gemeindebezirk aufgegeben wird oder eines der im 
§. 11 Abſ. 1 unter Nr. 1 und 6 vorgefchriebenen Erforderniſſe nicht mehr 
zutrifft. Sie verbleiben jedoch demjenigen, bei welchem die im §. 11 Abſ. 1 
unter Nr. 6 vorgeſchriebene Vorausſetzung deshalb nicht mehr vorhanden iſt, 
weil er ſeinen Grundbeſitz, unter Vorbehalt von Altentheilen, Leibgedingen oder 
ſonſtigen Leiſtungen, an ſeine Abkömmlinge oder andere Perſonen vertheilt oder 
übergeben hat. 

Wer durch rechtskräftiges Erkenntniß der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig 
gegangen iſt, verliert dadurch dauernd die bisher von ihm bekleideten Aemter in 
der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde und für die im Urtheile beſtimmte 
Zeit das Gemeindeſtimm⸗ und Wahlrecht ſowie die Fähigkeit, es zu erwerben 
und Gemeindeämter zu bekleiden. N 

Die rechtskräftig erfolgte Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Aemter hat den dauernden Verluſt der bisher bekleideten Aemter in der 
Verwaltung und Vertretung der Gemeinde ſowie für die im Urtheile beſtimmte 
Zeit die Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe hat den Verluſt der Gemeindeämter 
und die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 
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$. 14. 

Wer beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Bürgerrecht beſitzt, verliert es 
nicht aus dem Grunde, weil bei ihm die im F. 11 Abſ. 1 unter Nr. 6 bezeichnete 
Bedingung nicht zutrifft. i 

Nudo, 

Die Ausübung des Gemeinderechts ruht, i 

1. wenn gegen ein Gemeindeglied gerichtliche Haft verfügt oder wegen 
eines Verbrechens oder eines Vergehens, welches die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, das Hauptverfahren 
eröffnet iſt, ſo lange bis das Strafverfahren beendet ift; 

2. wenn ein Gemeindeglied entmündigt iſt, bis zur Wiederaufhebung der 
Entmündigung; 

3. wenn ein Gemeindeglied in Konkurs verfällt, bis zur Beendigung des 
Verfahrens, 

4. wenn ein Gemeindeglied Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
empfängt, während ſechs Monate nach dem Empfange der Unter⸗ 
ſtützung, ſofern es nicht früher die empfangene Unterftüßung erſtattet 

5. wenn ein Gemeindeglied die ſchuldigen Gemeindeabgaben innerhalb vier 
Wochen nach erfolgter Mahnung durch den Steuererheber nicht gezahlt 
hat, vom Ablaufe dieſer Friſt bis zur Entrichtung der Abgaben. 

Wenn ein ſolches Gemeindeglied unbeſoldete Gemeindeämter bekleidet oder 
Abgeordneter nicht angeſeſſener Stimmberechtigter (§. 19) iſt, kann der Amts⸗ 
ausſchuß (Bezirksausſchuß §. 103) die Wahl eines kommiſſariſchen Vertreters 
anordnen. 

$. 16. 

Wer in einem Gemeindebezirk, ohne dort einen Wohnſitz zu haben, ſeit 
zwei Jahren ein Grundſtück beſitzt, welches wenigſtens den Umfang einer die 
Haltung von Zugvieh zur Bewirthſchaftung erfordernden Ackernahrung hat, oder 
auf welchem ſich ein Wohnhaus, eine Fabrik oder eine andere gewerbliche An⸗ 
lage befindet, die dem Werthe einer ſolchen Ackernahrung mindeſtens gleichkommen, 
ift ebenfalls ſtimmberechtigt, wenn bei ihm die im $. 11 Abſ. 1 unter Nr. 1, 2, 
4 und 5 bezeichneten Vorausſetzungen vorhanden ſind. 

Ingleichen ſteht das Stimmrecht juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien Berggewerkſchaften, eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und dem Staatsſiskus zu, ſofern 
ſie ſeit zwei Jahren Grundſtücke von dem bezeichneten Umfang in dem Gemeinde⸗ 
bezirke beſitzen. 

Frauen ſowie unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehende und andere 
nicht ſelbſtändige Perſonen ($. 11 bj. 5) find ſtimmberechtigt, wenn bei ihnen 
die im §. 11 Abſ. 1 unter Nr. 1 bis ba beziehungsweiſe 6b bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. ur] 
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9. 17. 

In der Ausübung des Stimmrechts, zu welchem der Grundbeſitz befähigt, 
werden vertreten: 

1. Minderjährige durch ihren Vater oder Stiefvater, Perſonen, welche 
unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, durch ihren Vormund 
oder Pfleger; ſteht die elterliche Gewalt der Mutter zu oder wird ſie 
von dieſer ausgeübt (GS. 1684, 1685 Bürgerliches Geſetzbuch), oder iſt 
der Vormund oder Pfleger eine Frau, ſo findet die Vertretung durch 
ein Gemeindeglied ſtatt; der Stiefvater iſt vor dem Vormunde zur 
Vertretung berufen, N 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann, 

3. großjährige Beſitzer vor vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahr, un⸗ 
verheirathete Beſitzerinnen (abgefehen von den Fällen unter Nr. 1) und 
Wittwen durch Gemeindeglieder, 

4. juriſtiſche Perſonen, einſchließlich des Staatsfiskus, ſowie die übrigen im 
F. 16 Abf. 2 bezeichneten Perſonengeſammtheiten durch ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Organe, Repräſentanten oder Generalbevollmächtigte ſowie 
durch Pächter oder Nießbraucher der zur Theilnahme am Stimmrechte 
befähigenden Grundſtücke oder durch Gemeindeglieder. 

Auswärts wohnende Stimmberechtigte, welche das vierundzwanzigſte Lebens 
jahr zurückgelegt haben, und auswärts wohnende Vertreter Stimmberechtigter 
können das Stimmrecht perſönlich ausüben, ſind aber befugt, ſich durch Gemeinde— 
glieder vertreten zu laſſen. 

Der Fürſt von Hohenzollern, der Fürſt zu Fürſtenberg ſowie der Fürſt 
von Thurn und Taxis können ſich je durch ein Mitglied ihrer Familie oder durch 
einen ihrer in den Hohenzollernſchen Landen angeſtellten Beamten oder einen ihrer 
in der Gemeinde wohnhaften Pächter vertreten laſſen. 


$. 18. 
Zur Ausübung des Stimmrechts durch Vertreter (§. 17) iſt erforderlich, daß 
1. der Vertreter ſich im Beſitze der Deutſchen Reichsangehörigkeit und der 
bürgerlichen Ehrenrechte befindet, das vierundzwanzigſte Lebensjahr 
zurückgelegt hat und keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
empfängt ſowie außerdem, daß 
2. der Vater die elterliche Gewalt beſitzt, 
3. der Stiefvater das zum Stimmrechte befähigende Grundſtück bewirth⸗ 
ſchaftet. 
$. 19. 


Jedem einzelnen Stimmberechtigten ſteht eine Stimme in der Gemeinde⸗ 
verſammlung mit der Maßgabe zu, daß mindeſtens zwei Drittel ſämmtlicher 
Stimmen auf die mit Grundbeſitz angeſeſſenen Mitglieder der Gemeindeverſammlung 
($. 11 Abſ. 1 Nr. 6a und b, F. 16) entfallen müſſen. Ueberſteigt die Anzahl 
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der nicht angeſeſſenen Gemeindeglieder (§. 11 Abſ. 1 Nr. Ge) den dritten Theil 
der Geſammtzahl der Stimmen der Mitglieder der Gemeindeverſammlung, fo 
haben die erſteren ihr Stimmrecht durch eine jenem Verhältniß entſprechende 
Anzahl von Abgeordneten auszuüben, welche ſie aus ihrer Mitte auf die Dauer 
von ſechs Jahren wählen. 


Vierter Abſchnitt. 
Gemeindevertretung (Bürgerausſchuß). 
$. 20. 

In den Städten tritt an die Stelle der Gemeindeverſammlung eine Ge— 
meindevertretung (Bürgerausſchuß). Dasſelbe geſchieht in denjenigen Landgemeinden, 
in welchen die Zahl der Stimmberechtigten mehr als dreißig beträgt, mit dem 
Zeitpunkte, wo die Lifte der Stimmberechtigten dieſe Zahl nachweiſt (§. 9 Abſ. 2). 

Die Gemeindevertretung beſteht aus dem Bürgermeiſter, den Schöffen ($. 54) 
und den gewählten Gemeindeverordneten. Die Zahl der Gemeindeverordneten 
beträgt das Dreifache der erſtgenannten (Bürgermeiſter und Schöffen), kann 
jedoch durch Ortsſtatut auf 12 oder 15 erhöht werden. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 
eingeführt ift (§. 54 Abſ. 5), beſteht die Gemeindevertretung außer dem Bürger— 
meiſter oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden (F. 68 Abſ. 2) nur aus ge 
wählten Gemeindeverordneten und zwar: aus 9 in Gemeinden mit nicht mehr 
als 1000 Einwohnern, aus 12 in Gemeinden mit mehr als 1000 Einwohnern. 
Durch Ortsſtatut kann die Zahl der Mitglieder von 9 auf 12 und von 12 auf 
15 erhöht werden. 

Außerdem iſt der Fürſt von Hohenzollern Mitglied der Gemeindevertretung 
in denjenigen Gemeinden, in welchen ſein Grundbeſitz mehr als ein Viertel der 
Gemeindegrundfläche umfaßt. Er kann ſich hierbei gemäß den Beſtimmungen im 
F. 17 Abſ. 3, F. 18 Nr. 1 vertreten laſſen. 

Soweit dem Fürſten von Hohenzollern hiernach die Mitgliedſchaft in der 
Gemeindevertretung zuſteht, ruht ſein Recht zur Theilnahme an den Wahlen der 
Gemeindeverordneten. 
§. 21. 

Für die Wahlen der Gemeindeverordneten werden, unbeſchadet der Be— 
ſtimmung im Abſ. 5 des $: 20, die ſämmtlichen Stimmberechtigten, nach Maßgabe 
der von ihnen in der Gemeinde zu entrichtenden direkten Staatsſteuern (Ein: 
kommen- und Ergänzungsſteuer), Gemeinde-, Amts- und Landeskommunalabgaben 
in drei Abtheilungen getheilt. 

Es beſteht 

1. bei Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern 

die erſte Abtheilung aus den Höchſtbeſteuerten und umfaßt das 
erſte Neuntel der Stimmberechtigten, 
Geſetz-Samml. 1900. (Nr, 10202.) 39 
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die zweite Abtheilung aus den Mittelbefteuerten und umfaßt die 
zwei folgenden Neuntel, 
die dritte Abtheilung aus den Mindeſtbeſteuerten und umfaßt die 
übrigen ſechs Neuntel; 

2. bei Gemeinden mit nicht mehr als 2000 Einwohnern enſprechend 
die erſte Abtheilung aus dem erſten Sechstel, : 
die zweite Abtheilung aus den zwei folgenden Sechsteln, 
die dritte Abtheilung aus den übrigen drei Sechsteln der Stimm⸗ 

berechtigten. 

Steuern für die im Umherziehen betriebenen Gewerbe kommen nicht in 
Anrechnung. 

Wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben werden, treten an deren Stelle 
die vom Staate veranlagten Grund-, Gefäll-, Gebäude- und Gewerbeſteuern. 

Läßt ſich bei gleichen Steuerbeträgen nicht entſcheiden, welcher unter 
mehreren Wählern zu einer beſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo giebt die 
alphabetiſche Ordnung der Familiennamen, bei gleichen Namen das Loos den 
Ausſchlag. 

Läßt ſich die Zahl der Stimmberechtigten nicht durch 9 oder 6 theilen, ſo 
werden die Uebrigbleibenden der dritten Abtheilung zugezählt. 

Jede Abtheilung wählt aus der Zahl der Stimmberechtigten ein Drittel 
der Gemeindeverordneten, ohne dabei an die Wähler der Abtheilung gebunden 
u ſein. 

Di Die nach $. 17 zur Stellvertretung berechtigten Perſonen find wählbar, 
können aber nur ſo lange Gemeindeverordnete ſein, als die Stellvertretung dauert. 


F. 22. | 


Für eine Abtheilung, in welcher mehr als 500 Wähler vorhanden find, 
können Wahlbezirke gebildet werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahl— 
bezirke ſowie die Anzahl der in einem jeden zu wählenden Gemeindeverordneten 
werden nach Maßgabe der Zahl der Stimmberechtigten von dem Gemeinde 
vorſtande feſtgeſetzt. 

Iſt eine Aenderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahlbezirke oder 
der Anzahl der in einem jeden zu wählenden Gemeindeverordneten wegen einer 
in der Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder eingetretenen Aenderung oder 
aus ſonſtigen Gründen erforderlich geworden, ſo hat der Gemeindevorſtand die 
entſprechende anderweite Feſtſetzung zu treffen, auch wegen des Ueberganges aus 
dem alten in das neue Verhältniß das Geeignete anzuordnen. Dieſe Feſtſetzung 
bedarf der Beſtätigung des Amtsausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes §. 103). 

In zuſammengeſetzten Gemeinden ($. 102) kann der Amtsausſchuß (Bezirks 
ausſchuß) auf Antrag des Gemeindevorſtandes nach Verhältniß der Zahl der 
Stimmberechtigten anordnen, wieviel Gemeindeverordnete aus jeder einzelnen Ort⸗ 
ſchaft in einer jeden Abtheilung zu wählen ſind. 


„ 


$. 23. 

i Mindeſtens zwei Drittel der Mitglieder der Gemeindevertretung müſſen 
Angeſeſſene oder Vertreter von Angeſeſſenen fein (F. 11 Abſ. 1 Nr. Ga-und b, 
d. 16 


Die Zahl der Gemeindeverordneten, welche hiernach aus der Mitte der 
Nichtangeſeſſenen gewählt werden können, wird auf die drei Abtheilungen gleich- 
mäßig vertheilt. Iſt die Zahl nicht durch drei theilbar, ſo kann wenn die Zahl 1 
übrig bleibt, die zweite Abtheilung aus der Zahl der Nichtangeſeſſenen einen 
Gemeindeverordneten mehr wählen, als die beiden anderen; bleibt die Zahl 2 
übrig, ſo kann die erſte Abtheilung den einen, die dritte Abtheilung den anderen 
wählen. 

Sind in einer Abtheilung mehr nicht angeſeſſene Gemeindeverordnete ge⸗ 
wählt, als hiernach zuläſſig iſt, ſo gelten diejenigen, welche die geringſte Stimmen⸗ 
zahl erhalten haben, als nicht gewählt. Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet 
das Loos. 

Bei den zu deren Erſatze anzuordnenden Neuwahlen ſind nur die auf 


Angeſeſſene oder Vertreter von Angeſeſſenen entfallenden Stimmen gültig. 


$. 24. 

Gemeindeverordnete können nicht ſein: 

1. diejenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufſicht des Staates über die 
Gemeinden ausgeübt wird, 

die beſoldeten Beamten der Gemeinde, 

„die richterlichen Beamten, zu welchen jedoch die techniſchen Mitglieder 
der Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen ſind, 

4. die Beamten der Staatsanwaltſchaft und die Polizeibeamten, 

5. die Geiſtlichen, Kirchendiener und Volksſchullehrer. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn dürfen nicht zugleich 
Gemeindeverordnete derſelben Gemeinde fein. Sind ſolche Verwandte oder Vere 
ſchwägerte zugleich gewählt, ſo wird der ältere allein zugelaſſen. Entſteht die 
Schwägerſchaft im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet der Schwiegerſohn aus. 


2 ND 


§. 25. 

Die Gemeindeverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle zwei 
Jahre ſcheidet ein Drittel der Gemeindeverordneten aus jeder Abtheilung aus 
und wird die Gemeindevertretung durch neue Wahlen ergänzt. Iſt die Zahl der 
Ausſcheidenden nicht durch drei theilbar, ſo wird die Reihenfolge der Abtheilungen, 
in welcher dieſe Ausſcheidung ſtattfindet, durch das Loos beſtimmt. Ebenſo 
werden die das erſte und die das zweite Mal Ausſcheidenden durch das Loos 
beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

d 39* 
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Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus 
geſchiedener Gemeindeverordneten müſſen angeordnet werden, wenn die Gemeinde 
vertretung oder der Gemeindevorſtand es für erforderlich erachten, oder wenn 
der Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß $. 103) dies beſchließt. Außerdem find zur 
Erreichung der vorgeſchriebenen Anzahl von Gemeindeverordneten — unbeſchadet 
der Vorſchrift des F. 37 Abſ. 3 — Erſatzwahlen vorzunehmen, ehe zu den der 
Gemeindevertretung nach §. 55 Abſ. 1 und 2 dieſes Geſetzes, Artikel I $. 17 
Abſ. 1 und 2, F. 57 des Geſetzes, betreffend die Abänderung und Ergänzung 
der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung, obliegenden Wahlen oder Be— 
ſchlußfaſſungen geſchritten wird. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende der 
Wahlperiode des Ausgeſchiedenen in Wirkſamkeit. 

Bei Ergänzungs- und Erſatzwahlen iſt bezüglich der Wählbarkeit von 
Nichtangeſeſſenen nach den Grundſätzen des §. 23 zu verfahren. 


$. 26. 

Der Wahl wird die nach F. 9 Abſ. 2 zu führende Lifte zu Grunde gelegt, 
welche nach den Wahlabtheilungen und im Falle des $. 22 nach den Wahl— 
bezirken einzutheilen iſt. 

§. 27. 

In der Zeit vom 15. bis 30. Januar erfolgt die Auslegung der Liſte 
($. 26) in einem vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Raume. 

Während dieſer Zeit kann jeder Stimmberechtigte gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Gemeindevorſtand Einſpruch erheben, auf welchen bis zum 
15. Februar zu beſchließen iſt ($. 37 Abſ. 1 Nr. 1). 

Soll der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen Stimmberechtigten 
wieder gelöſcht werden, ſo iſt dem Stimmberechtigten von dem Gemeindevorſtande 
dies acht Tage vorher unter Angabe der Gründe mitzutheilen. 


a $. 28. 
Die Wahlen der dritten Abtheilung ſind zuerſt, die der erſten zuletzt vor— 
zunehmen. 
8 
Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Gemeindevertretung finden 
alle zwei Jahre im März ſtatt. Die Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden 
von denſelben Abtheilungen und Wahlbezirken ($. 22) vorgenommen, von welchen 
der Ausſcheidende gewählt war. 
§n 05 
Mindeſtens acht Tage vor dem Wahltage werden die in der Lifte ($. 26) 
verzeichneten Wähler durch den Bürgermeiſter mittelſt ortsüblicher Bekanntmachung 
zu den Wahlen berufen. Die Bekanntmachung muß den Raum, den Tag und 
die Stunden der Wahlen genau bezeichnen. 
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Die Bekanntmachung muß in den drei letzten Tagen vor dem Wahltage 
wiederholt werden. 
8 1 

Der Wahlvorſtand beſteht in jedem Wahlbezirk aus dem Bürgermeiſter 
oder einem von dieſem zu ſeinem Stellvertreter ernannten Schöffen als Vor— 
ſitzenden und aus zwei von der Gemeindevertretung (Bürgerausſchuß, Gemeinde— 
verſammlung) gewählten Beiſitzern, von welchen der Vorſitzende einen zum Schrift— 
führer ernennt. 

8 

Die Wahlen erfolgen durch Stimmzettel, auf welchen jeder Wähler ſo 
viele Perſonen zu bezeichnen hat, als zu wählen ſind. 

Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſind, oder welche mehr Namen, als Perſonen zu 
wählen ſind, enthalten, ſind ungültig. Stimmzettel ſind ferner inſoweit ungültig, 
als ſie Proteſte oder Vorbehalte oder die Namen nicht wählbarer Perſonen ent— 
halten oder die Perſonen der Gewählten nicht unzweifelhaft erkennen laſſen; ſie 
ſind nicht deshalb ungültig, weil ſie nicht die Namen aller zu Wählender 
enthalten. 

Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. 
Die Stimmzettel werden dem Wahlprotokolle beigefügt und ſo lange aufbewahrt, 
bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig ent— 
ſchieden iſt. 

Bezüglich der Stellvertretung bei der Wahl kommen die Beſtimmungen 
im F. 17 zur Anwendung. 

$. 33. 

Gewählt ſind diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die meiſten 
Stimmen und zugleich mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen er— 
halten haben. 

Hat ſich eine ſolche Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht 
ergeben, ſo werden von denjenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen er— 
halten haben, ſo viele auf eine engere Wahl gebracht, daß die doppelte Anzahl 
der noch zu wählenden Gemeindeverordneten erreicht wird. Iſt die Auswahl der 
hiernach zu engerer Wahl zu bringenden Perſonen zweifelhaft, weil auf zwei 
oder mehrere eine gleiche Stimmenzahl gefallen iſt, ſo entſcheidet zwiſchen dieſen 
das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Zu der engeren Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebniß der 
erſten Wahl mittheilende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche in ortsüblicher Weiſe aufgefordert. 

Die engere Wahl findet nach denſelben Vorſchriften wie die erſte Wahl 
ſtatt. Jedoch iſt bei der engeren Wahl die abſolute Stimmenmehrheit (Abſ. 1) 
nicht erforderlich; tritt bei ihr Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das durch die 
Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos. 
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Wer in mehreren Abtheilungen oder Wahlbezirken zugleich gewählt iſt, 
hat zu erklären, welche Wahl er annehmen will. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf eine nach $. 23 erfor 
derlich werdende Neuwahl Anwendung. 


So 

Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen und 
von dem Gemeindevorſtand aufzubewahren. Der letztere hat das Ergebniß der 
Wahlen ſofort in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung find. 
innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahlergebniſſes bei dem 
Gemeindevorſtand anzubringen. 

i 5 

Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten Gemeindeverordneten 
treten an dem der Wahl folgenden 1. April ihr Amt an, die Ausſcheidenden 
bleiben bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder in Thätigkeit. Die 
Gewählten werden von dem Bürgermeiſter in die Gemeindevertretung eingeführt 
und durch Handſchlag verpflichtet. 

$. 36. N i 

Jedes ſtimmfähige Gemeindeglied iſt verpflichtet, ein unbeſoldetes Amt in 
der Verwaltung oder Vertretung der Gemeinde zu übernehmen ſowie ein über⸗ 
nommenes Amt mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 

Zur Ablehnung oder früheren Niederlegung eines ſolchen Amtes berechtigen 
folgende Entſchuldigungsgründe: 

1. anhaltende Krankheit, 

2. Geſchäfte, welche eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom 

Wohnorte mit ſich bringen, 

das Alter von 60 Jahren, 

. Die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts, 

. fonftige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Ge 
meindevertretung oder, wo eine ſolche nicht beſteht, des Gemeinde— 
vorſtandes eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung der Ge 
meinde während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, kann 
die Uebernahme desſelben oder eines gleichartigen Amtes für die nächſten drei 
Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, ein 
unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung der Gemeinde zu über—⸗ 
nehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie der- 
jenige, welcher ſich der Verwaltung eines ſolchen Amtes thatſächlich entzieht, kann 
für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechtes auf 
Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde für verluſtig 
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erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker als die übrigen Gemeinde⸗ 
angehörigen zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. i 


VEDI, i 

Die Gemeindevertretung, wo eine ſolche nicht beſteht, der Gemeindevorſtand, 
beſchließt 

1. auf Einſprüche, betreffend den Beſitz oder den Verluſt des Gemeinde: 

rechts, die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Klaſſe von Stimm⸗ 
berechtigten, die Wählbarkeit zu einem Amte in der Verwaltung oder 
Vertretung der Gemeinde, die Ausübung des Stimmrechts durch einen 
Dritten, ſowie über die Richtigkeit der Gemeindewählerliſte, 

über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung, 

über die Berechtigung der Ablehnung oder Niederlegung eines Amtes 
in der Verwaltung oder Vertretung der Gemeinde ſowie über die 
Nachtheile, welche gegen Gemeindemitglieder wegen Nichterfüllung der 
ihnen nach dieſem Geſetz obliegenden Pflichten zu verhängen ſind. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ftatt, 
welche, wenn er von der Gemeindevertretung gefaßt iſt, auch dem Gemeinde: 
vorſtande zuſteht. 

Die Klage hat in den Fällen unter 1 und 2 keine aufſchiebende Wirkung, 
jedoch dürfen Neuwahlen zum Erſatze für ſolche Wahlen, welche durch Beſchluß 
der Gemeindevertretung oder des Gemeindevorſtandes für ungültig erklärt worden 
find, vor ergangener rechtskräftiger Entſcheidung nicht vorgenommen werden. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Gemeindevermögen. 


$. 38. 

Im Eigenthume der Gemeinden ſtehen ſowohl diejenigen Beſtandtheile des 
Gemeindevermögens, deren Erträge für die Zwecke des Gemeindehaushalts be⸗ 
ſtimmt ſind (Gemeindevermögen im engeren Sinne), wie auch diejenigen Ver⸗ 
mögensgegenſtände, deren Nutzungen einer beſtimmten Klaſſe der Gemeinde 
angehörigen (Allmandberechtigte) vermöge dieſer ihrer Eigenſchaft zukommen 
(Allmandgut). 

Die Gemeindebehörden haben darüber zu wachen, daß das Grundſtockver⸗ 
mögen in ſeinem Beſtand erhalten und nicht zur Beſtreitung laufender Bedürfniſſe 
verwendet werde. Hat eine Verminderung des Grundſtockvermögens zu laufenden 
Ausgaben ausnahmsweiſe ſtattgefunden, ſo iſt für ſeine alsbaldige Ergänzung 
Sorge zu tragen. _ 

89, 

Die Theilnahme an den Allmandnutzungen und die Art ihrer Ausübung 

regelt ſich, unbeſchadet der aus Verleihungsurkunden oder vertragsmäßigen Feſt⸗ 


al 


feßungen fich ergebenden Abweichungen, nach dem bisherigen Rechte mit den aus 
den folgenden Beſtimmungen ſich ergebenden Maßgaben. 


$. 40. 
Allmandberechtigt in einer Gemeinde iſt: 
1. wer beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den Beſtimmungen des 
bisherigen Rechtes das Gemeindebürgerrecht beſitzt, 
2. wer nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts das Allmandrecht in der 
Gemeinde durch Geburt oder Aufnahme erwirbt. 
Das Allmandrecht iſt durch den Beſitz des Gemeinderechts (F. 10) nicht 
bedingt. 
end kann in mehreren Gemeinden zugleich allmandberechtigt ſein. 


F. 41. 

Durch Geburt erwerben das Allmandrecht: 

1. eheliche Kinder in der Gemeinde, in welcher ihr Vater, uneheliche in 
der Gemeinde, in welcher ihre Mutter zur Zeit ihrer Geburt allmand— 
berechtigt war; iſt im erſteren Falle der Vater vor der Geburt des 
Kindes verſtorben, fo wird das Allmandrecht in der Gemeinde er 
worben, in welcher der Vater zur Zeit ſeines Todes allmand— 
berechtigt war; 

2. legitimirte, noch nicht zwanzig Jahre alte Kinder in der Gemeinde, in 
welcher der Vater zur Zeit des Legitimationsakts allmandberechtigt 
war, wogegen ein etwa durch die Mutter erworbenes Allmandrecht 
erliſcht. 

$. 42. 

- Zum Antritte des durch Geburt erworbenen Allmandrechts wird zugelaſſen, 
wer ſelbſtändig ($. 11 Abſ. 5) iſt und die im F. 11 Abſ. 1 unter Nr. 1 bis 5 
genannten Erforderniſſe erfüllt. Ausgeſchloſſen von dem Antritt iſt, wer unter 
Polizeiaufſicht geſtellt iſt, auf die Dauer derſelben, und wer zu einer mehr als 
einjährigen Freiheitsſtrafe verurtheilt iſt, für die Dauer der Verbüßung und die 
auf dieſelbe folgenden drei Jahre. Während der Dauer einer ſtrafrechtlichen 
Unterſuchung wegen ſolcher ſtrafbarer Handlungen, welche die vorgenannten 
Folgen nach ſich ziehen können, darf ein Antritt des Allmandrechts nicht ftattfinden. 

Vor der Zulaſſung iſt ein Antrittsgeld von zwanzig Mark in die Ge— 
meindekaſſe zum Grundſtockvermögen zu zahlen. 

Die vorſtehenden Abſätze finden auf weibliche Perſonen keine Anwendung; 
dieſelben können das durch Geburt erworbene Allmandrecht erſt antreten, wenn 
ſie ſich mit einem in der Gemeinde Allmandberechtigten verheirathen. 

Eine allmandberechtigte männliche Perſon kann im Falle der Ehe mit einer 
nicht bereits in der Gemeinde allmandberechtigten Frau dieſe und ihre in die Ehe 
gebrachten ehelichen Kinder unter 21 Jahren gegen Zahlung der im $. 43 Ab]. >, 
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§. 46 beſtimmten Aufnahmegelder in das Allmandrecht einkaufen. Auf den 
Antritt des Allmandrechts ſeitens der eingekauften Kinder finden die vorſtehenden 
Abſätze Anwendung. 

F. 43. 

Die Aufnahme unter die Allmandberechtigten einer Gemeinde kann jede 
männliche Perſon verlangen, welche 

1. das Vorhandenſein der im F. 42 Abf. 1 für den Antritt des angeborenen 

Allmandrechts aufgeführten Vorausſetzungen und 

2. den Beſitz eines Vermögens im Werthe von wenigſtens 1000 Mark 

nachweiſt und 

3. ein Aufnahmegeld von 200 Mark zum Grundſtockvermögen entrichtet. 

Bei der Berechnung des nachzuweiſenden Vermögens kommt nur der nach 
Abzug der Schulden, Aufnahmegelder ſowie des Werthes der Kleider und Leib— 
wäſche verbleibende Beſitz in Betracht. Das Vermögen der Ehefrau wird dem— 
jenigen des Aufzunehmenden angerechnet. 

Der Aufgenommene kann im Falle der Ehe mit einer nicht bereits in der 
Gemeinde allmandberechtigten Frau die Aufnahme der Frau und der etwa vor 
handenen noch nicht 21 Jahre alten ehelichen Kinder, mögen dieſelben in der 
Ehe erzeugt oder von einem Elterntheil in die Ehe gebracht ſein, verlangen. 
Für die Ehefrau iſt ein Aufnahmegeld von 100 Mark, für jedes der Kinder ein 
ſolches von 10 Mark zum Grundſtockvermögen zu entrichten. Auf den Antritt 
des Allmandrechts ſeitens der aufgenommenen Kinder findet §. 42 Abſ. 1 bis 3 
Anwendung. 

$. 44. i 

Der Gemeindevorſtand beſchließt über die Anträge auf Zulaſſung des 
Antritts ($. 42) oder auf Aufnahme unter die Allmandberechtigten ($. 43) vor⸗ 
behaltlich der im §. 51 bezeichneten Rechtsmittel. Der Zeitpunkt des Antritts 
beziehungsweiſe der Aufnahme richtet ſich im Falle der Zulaſſung nach der Une 
bringung des Antrags bei dem Gemeindevorſtande. ö 


$. 45. 

In die verfügbaren Allmandtheile rücken entſtehenden Falles die zum 
Antritte zugelaſſenen und aufgenommenen Allmandberechtigten der Gemeinde nach 
der Zeitfolge des Antritts beziehungsweiſe der Aufnahme ein; bei gleicher Ber 
rechtigung entſcheidet das durch den Bürgermeiſter zu ziehende Loos. 


$. 46. 

Durch Ortsſtatut (F. 6) können die Beſtimmungen des $. 42 Abſ. 2, des 
§. 43 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 und Abſ. 3 dahin abgeändert werden, daß das 
Antrittsgeld bis auf einen Betrag von 5 Mark herabgemindert und daß der 
Werth des nachzuweiſenden Vermögens in den Grenzen zwiſchen 1000 und 
4000 Mark, das Aufnahmegeld ($. 43 Abſ. 1 Nr. 3) zwiſchen 100 und 1400 Mark 
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und in dem durch Abſ. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abf. 3 des S. 43 beſtimmten 
Verhältniſſe auch das Aufnahmegeld für Ehefrau und Kinder entſprechend ander⸗ 
weitig feſtgeſetzt wird. Auch können durch das Ortsſtatut die im $. 42 Abſ. 4 
und im $. 43 Abſ. 3 behandelten Fälle in anderer Weiſe geordnet werden. Die 
für die Ehefrau und die Kinder feſtgeſetzten Aufnahmegelder können im Ver: 
hältniſſe zu dem für den Ehegatten beziehungsweiſe Vater beſtimmten Aufnahme⸗ 
gelde durch das Ortsſtatut ermäßigt werden. 

In dem Ortsſtatute kann auch über Art, Werth und Größe der Allmand— 
theile, über Art und Dauer der Benutzung, insbeſondere die periodiſchen Neu⸗ 
vertheilungen bei getheilter Nutzung, über das Geſammtmaß der Allmandnutzungen, 
insbeſondere der zur Vertheilung beſtimmten Quote des Holzertrags der Gemeinde⸗ 
waldungen ſowie über andere, nicht in dieſem Geſetz anderweit geregelte Fragen 
der Theilnahme an den Allmandnutzungen Beſtimmung getroffen werden. Dabei 
ſoll in der Regel als Mindeſtgröße eines landwirthſchaftlichen Allmandtheils, je 
nachdem es ſich um Aecker und Wieſen oder um Gärten und Krautländereien 
handelt, ein Umfang zwiſchen 4 und 16 a, beziehungsweiſe 2 und 8 a, und 
als Mindeſtgröße einer Holzgabe ein Maß zwiſchen 1 und 2 Raummetern feſt⸗ 
geſetzt werden. 

Zum Erlaſſe eines Ortsſtatuts über die in den vorſtehenden Abſätzen be⸗ 
zeichneten Gegenſtände bedarf es der Zuſtimmung von zwei Dritteln ſowohl der 
anweſenden Mitglieder der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung), als auch 
der im Genuſſe befindlichen Allmandberechtigten. 

Ueber die im Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtände erläßt, wenn ein Ortsſtatut 
darüber nicht zu Stande kommt, im Falle des Bedürfniſſes der Amtsausſchuß 
(Bezirksausſchuß F. 103) die erforderlichen Beſtimmungen, welche vorbehaltlich 
anderweitiger Friſtbeſtimmung ſolange in Geltung bleiben, bis durch Ortsſtatut 
eine anderweite Regelung getroffen iſt. 

Die Genehmigung der Ortsſtatute (§. 6 Abſ. 3) kann auf eine von vorn⸗ 
herein zu beſtimmende Friſt beſchränkt werden. 


AR, 
Die Allmandnutzungen am Gemeindewalde dürfen lediglich in der Theil: 
nahme am Ertrag oder Erlöſe des Holzes beſtehen; bei verringertem nachhaltigen 
Ertrage hat eine verhältnißmäßige Herabſetzung der Holzgaben zu erfolgen. 


$. 48. 

Die im F. 40 Abſ. 1 Nr. bezeichneten Allmandberechtigten behalten das 
Allmandrecht nach Maßgabe des bisherigen Rechtes. Sie können die Theilnahme 
nach dem neuen Rechte verlangen. Dasſelbe gilt für die allmandberechtigten 
Ehefrauen und Wittwen derſelben. Auf den Antritt des Allmandrechts ſeitens 
der im F. 40 Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Berechtigten finden die Vorſchriften der 
$$. 42 ff. Anwendung. 


a 
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Auf die in dem ehemaligen Fürſtenthume Hohenzollern-Hechingen noch 
beſtehenden Hofſtattrechte und ſonſtigen mit dem Beſitz eines Hauſes oder Hofes 
verknüpften oder nach deſſen Größe beſtimmten Bürgernutzungen finden die Be⸗ 
ſtimmungen der Fh. 10 ff, des Hohenzollern-Sigmaxringiſchen Geſetzes über das 
Gemeindebürger und Beiſitzrecht vom 5. Auguſt 1837, beziehungsweiſe der 
Novelle vom 9. April 1847, mit der Maßgabe Anwendung, daß die dort ere 
wähnten Friſten von dem Tage an zu rechnen ſind, an welchem das gegenwärtige 
Geſetz in Wirkſamkeit tritt. d 

§. 49. 

Der Gemeindevorſtand kann wegen einer der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren unterliegenden Forderung der Gemeinde gegen einen Allmand- 
berechtigten deſſen Nutzungen zu Gunſten der Gemeinde nach fruchtloſer Mahnung 
bis au Tilgung der Schuld und der Koſten entſprechend beſchränken oder 
entziehen. 

Das Gleiche gilt hinſichtlich der Allmandnutzungen ſolcher Berechtigter, 
welche — abgeſehen von Fällen vorübergehender Hülfsbedürftigkeit — im Wege 
der öffentlichen Armenpflege aus Mitteln der Gemeinde unterſtützt werden, fuͤr 
die Dauer der Unterſtützung. 

zo) 

Das Allmandrecht der Frau in der Gemeinde ruht während der Dauer 
einer Ehe. 

Das Allmandrecht ruht ferner, wenn der Berechtigte ſeinen Wohnſitz aus 
der Gemeinde verlegt oder ſich länger als ein Jahr außerhalb der Gemeinde 
aufhält. Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß der Allmandnutzen oder 
ein Theil auch während der Abweſenheit des Berechtigten gewährt wird, wenn 
er ſeine, eine eigene Haushaltung bildende Familie in der Gemeinde zurückläßt. 
Für den Fall der Wohnſitzverlegung kann ferner durch Ortsſtatut dem Berech- 
tigten die Zahlung eines jährlichen Anerkennungsgeldes von 2 bis 10 Mark mit 
der Bedingung vorgeſchrieben werden, daß bei nicht rechtzeitiger Zahlung das 
Allmandrecht erliſcht. Auf die nach dieſem Abſatze zu erlaſſenden Ortsſtatute 
finden die Vorſchriften des §. 46 Abſ. 3 Anwendung. 

Die im F. 40 Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Berechtigten einſchließlich der Ehe⸗ 
frauen und Wittwen behalten das Allmandrecht nach Maßgabe des bisherigen 
Rechtes, auch wenn ſie ihren Wohnſitz oder Aufenthalt außerhalb der Gemeinde 
haben oder nehmen. Sie können die Theilnahme nach dem neuen Rechte 
verlangen. 

Das Allmandrecht in der Gemeinde erliſcht durch die Erlangung des 
Allmandrechts in einer anderen Hohenzollernſchen Gemeinde. 


$. 51. 

Auf Einſprüche, betreffend das Recht zur Theilnahme an den Nutzungen 
und Erträgen des Allmandguts beſchließt der Gemeindevorſtand. Gegen den 
Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
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Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Berechtigung zu den im Abſ. 1 bezeichneten Nutzungen und Erträgen. 

Einſpruch und Klage haben keine aufſchiebende Wirkung. 


i $. 52, Trad: 

Auf die Erhebung des Antrittsgeldes und der Aufnahmegelder ($$. 42, 
43, 46) finden bezüglich der Rechtsmittel, der Nachforderungen und Verjährungen 
ſowie der Koſten und der Zwangsvollſtreckung die einſchlagenden Vorſchriften des 
fünften, achten und neunten Titels des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (GGeſetz-Samml. S. 152) ſinngemäße Anwendung (§. 97). 


. 
Die beſonderen Beſtimmungen über die Verwaltung der Gemeindewaldungen 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Verwaltung der Gemeinden. 
Gobbi th 
An der Spitze der Verwaltung der Gemeinde ſteht der Bürgermeiſter. 
Dem Bürgermeiſter ſtehen zwei Schöffen zur Seite, welche ihn in den 
Amtsgeſchäften zu unterſtützen und in Behinderungsfällen nach der unter ihnen 
von der Aufſichtsbehörde feſtzuſetzenden Reihenfolge zu vertreten haben. 

Durch Ortsſtatut kann die Zahl der Schöffen auf höchſtens vier ver⸗ 
mehrt werden. 

Wo dem Bürgermeiſter nur zwei Schöffen zur Seite ſtehen, iſt ein Stell— 
vertreter zu wählen, welcher in Behinderungsfällen eines der beiden Schöffen für 
dieſen eintritt. 

In Gemeinden mit mehr als 300 Einwohnern wird ein kollegialiſcher 
Gemeindevorſtand (Gemeinderath) gebildet, welcher aus dem Bürgermeiſter, aus 
einem Beigeordneten als deſſen Stellvertreter und in den Landgemeinden aus 
drei Schöffen, in den Städten aus fünf Schöffen (Stadträthen) beſteht. Wenn 
jedoch die Gemeindevertretung einer Landgemeinde nach zweimaliger, mit einem 
Zwiſchenraume von mindeſtens acht Tagen vorgenommener Berathung darauf 
anträgt, kann mit Genehmigung des Amtsausſchuſſes von der Bildung eines 
kollegialiſchen Gemeindevorſtandes (Gemeinderaths) abgeſehen werden. 

In den kleineren Gemeinden kann durch Ortsſtatut ein kollegialiſcher Ger 
meindevorſtand, welcher aus dem Bürgermeiſter, aus einem Beigeordneten als 
deſſen Stellvertreter und aus zwei Schöffen beſteht, eingeführt werden. 

Unter Gemeindevorſtand iſt in Gemeinden mit kollegialiſchem Gemeinde 
vorſtande der Gemeinderath, in den übrigen Gemeinden der Bürgermeiſter 
zu verſtehen. ‚ 
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sed: 

Der Bürgermeiſter, der Beigeordnete und die Schöffen werden in Ge 
meinden mit nicht mehr als 1000 Einwohnern von den ſämmtlichen Stimm⸗ 
berechtigten, in den übrigen Gemeinden von der Gemeindevertretung, und zwar, 
ſoweit nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 
gebildet iſt, unter Zutritt desſelben gewählt. Im letzteren Falle iſt die gemein⸗ 
ſchaftliche Verſammlung beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Wahl⸗ 
berechtigten anweſend iſt. Die Wahl beſchränkt ſich auf Gemeindeglieder; indeſſen 
kann in Landgemeinden mit nicht mehr als 500 Einwohnern die Gemeindever- 
ſammlung (Gemeindevertretung) auch dem Bürgermeiſter einer benachbarten Ge- 
meinde unter Zuſtimmung der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) der 
Letzteren die Mitverwaltung des Bürgermeiſteramts übertragen. 

In Gemeinden mit mehr als 1000 Einwohnern kann die Gemeinde 
vertretung die Wahl eines beſoldeten, penſionsberechtigten ($. 89) Bürgermeiſters 
beſchließen. Die Wahl erfolgt alsdann auf die Dauer von zwölf Jahren und 
iſt nicht auf Gemeindeglieder beſchränkt. 

Im Uebrigen wird der Bürgermeiſter auf acht Jahre gewählt. Der 
Beigeordnete und die Schöffen werden auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Großvater und 
Enkel, Brüder und Schwäger dürfen nicht gleichzeitig Bürgermeiſter, Beigeordneter 
und Schöffen ſein. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, hiervon Ausnahmen zu⸗ 
ulaſſen. 

i Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahlperiode, fo ſcheidet derjenige 
aus, durch welchen das Hinderniß herbeigeführt worden iſt. 

Das Amt eines Beigeordneten und Schöffen iſt mit einem beſoldeten 
Gemeindeamt unvereinbar. a 

Perſonen, welche das Gewerbe der Gaſt- und Schankwirthſchaft betreiben, 
können nicht Bürgermeiſter fein. Die Aufſichtsbehörde ift befugt, hiervon Aus⸗ 
nahmen zuzulaſſen. 

$. 56. 

Den durch die Stimmberechtigten zu vollziehenden Wahlen ($. 55 Abf. 1) 
wird die nach $. 9 Abſ. 2 zu führende Lifte zu Grunde gelegt. Bezüglich der 
Einladung der Stimmberechtigten, der Gemeindevertretung, des Gemeinderaths 
zur Wahl kommen die Vorſchriften des §. 30 zur Anwendung. 

$. 57. 

Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Bürgermeiſter oder deffen Stellvertreter 
als Vorſitzenden und aus zwei von der Wahlverſammlung zu wählenden Beiſitzern. 
Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Schriftführer Erforderlichen Falles 
kann jedoch auch eine nicht zur Wahlverſammlung gehörige Perſon zum Schrift⸗ 
führer ernannt werden. 
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F. 58. | 
Während der Wahlhandlung dürfen im Wahlraume weder Berathungen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind Berathungen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche 
durch die Leitung des Wahlgeſchäfts erforderlich werden. 


$. 59. 


Jede Wahl erfolgt in einem befonderen Wahlgange durch Stimmzettel. 


F. 60. 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſte 
aufgeführt ſind, aufgerufen. 

Die Aufgerufenen legen ihre Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne. 

Die nach der Eröffnung, jedoch vor dem Schluſſe der Wahlhandlung ere 
ſcheinenden Wähler können noch an der Abſtimmung Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten Namen, welche von einem durch 
den Vorſitzenden zu ernennenden Beiſitzer laut gezählt werden. 


§. 61. 

Ungültig ſind diejenigen Stimmzettel, 

1. welche nicht von weißem Papier oder welche mit einem äußeren Kenn⸗ 

zeichen verſehen ſind, 

2. welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3. aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu er⸗ 

kennen iſt, 

4. auf welchen mehr als ein Name oder der Name einer nicht wählbaren 

Perſon verzeichnet iſt, 

5. welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

Ungültige Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber die 
Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. 

Die Stimmzettel find dem Wahlprotokolle beizufügen und fo lange auf 
zubewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechts⸗ 
kräftig entſchieden iſt. 

Bezüglich der Stellvertretung bei der Wahl durch die Stimmberechtigten 
($. 55 Abſ. 1) kommen die Beſtimmungen des $. 17 zur Anwendung. 


$. 62. 
Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher bei der erſten Abſtimmung 
mehr als die Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 
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Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung dieſe Stimmenmehrheit nicht, ſo 
kommen bei der ſofort vorzunehmenden zweiten Abſtimmung diejenigen zwei 
Perſonen, welche im erſten Wahlgange die meiſten Stimmen erhalten haben, 
auf die engere Wahl. Haben mehr als zwei Perſonen die höchſte oder zweit- 
höchſte Stimmenzahl in der Weiſe erhalten, daß auf ſie eine gleiche Stimmen⸗ 
zahl entfallen iſt, ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende 
Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt. Bei dem zweiten 
Wahlgange find außer den im F. 61 angegebenen auch diejenigen Stimmzettel 
ungültig, welche den Namen einer nicht zur engeren Wahl ſtehenden Perſon 
enthalten. Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die meiſten Stimmen 
erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch die Hand des Vor⸗ 
ſitzenden zu ziehende Loos. 

Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


8 

Der Vorfigende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die 
Annahme der Wahl innerhalb längſtens einer Woche zu erklären. Von dem⸗ 
jenigen, welcher hierüber keine Erklärung abgiebt, wird angenommen, daß er 
die Wahl ablehne. 

§. 64. 

Die gewählten Bürgermeiſter und Beigeordneten ſowie die Schöffen in 
denjenigen Gemeinden, in welchen ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand nicht 
beſteht, bedürfen der Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde. 

Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes 
(Bezirksausſchuſſes §. 103) verſagt werden. Dieſer Zuſtimmung bedarf es auch 
dann, wenn der Wahl die Beſtätigung wegen Mängel des Verfahrens 
verſagt wird. 

Lehnt der Amtsausſchuß die Zuſtimmung ab, ſo kann ſie auf den An⸗ 
trag des Oberamtmanns durch den Regierungspräſidenten ergänzt werden. Wird 
die Beſtätigung von dem Oberamtmann unter Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes 
verſagt, ſo ſteht binnen zwei Wochen dem Wahlkörper die Beſchwerde an den 
Regierungspräſidenten zu, bei deſſen Beſcheid es verbleibt. Hinſichtlich der Städte 
tritt an die Stelle des Amtsausſchuſſes, des Oberamtmanns und des Regierungs⸗ 
präſidenten der Bezirksausſchuß, Regierungspräſident und Miniſter des Innern. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. Erhält 
auch dieſe die Beſtätigung nicht, fo ernennt die Aufſichtsbehörde unter Zuſtimmung 
des Amtsausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes) in der Regel aus der Zahl der Gemeinde⸗ 
glieder einen Stellvertreter auf fo lange, bis eine erneute Wahl die Beſtätigung 
erlangt hat. 

Dasſelbe findet ſtatt, wenn keine Wahl zu Stande kommt. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auch auf andere gewählte 
Gemeindebeamte Anwendung, deren Wahl der Beſtätigung bedarf. 
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F. 65. 
Der Bürgermeiſter, der Beigeordnete und die Schöffen werden vor ihrem 
Amtsantritte von der Aufſichtsbehörde vereidigt. 


F. 66. 

Die unbeſoldeten Bürgermeiſter und die Beigeordneten haben den Erſatz 
ihrer baaren Auslagen und die Gewährung einer mit ihrer amtlichen Mühewaltung 
in billigem Verhältniſſe ſtehenden Entſchädigung von der Gemeinde zu beanſpruchen. 

Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel unentgeltlich zu verwalten und 
nur den Erſatz baarer Auslagen von der Gemeinde zu beanſpruchen. 


F. 67. 

Ueber die Feſtſetzung der baaren Auslagen und der Entſchädigung der 
Bürgermeiſter und der ftellvertretenden Bürgermeiſter ſowie über die baaren Nus 
lagen der Schöffen beſchließt der Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß §. 103) auf 
Antrag der Betheiligten oder der Aufſichtsbehörde. 


$. 68. 
Der Bürgermeiſter iſt die Obrigkeit der Gemeinde und führt deren Der 
waltung. 
Der Bürgermeiſter führt in der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) 
den Vorſitz mit vollem Stimmrechte. 
i Hat die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) einen Beſchluß gefaßt, 
welcher nach Anſicht des Bürgermeiſters das Gemeinwohl oder das Gemeinde— 
intereſſe erheblich verletzt, ſo iſt der Bürgermeiſter verpflichtet, die Ausführung 
des Beſchluſſes auszuſetzen, und wenn die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) 
bei nochmaliger Berathung bei ihrem Beſchluſſe beharrt, innerhalb zwei Wochen 
die Entſcheidung des Amtsausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes §. 103) einzuholen. 
Insbeſondere liegen dem Bürgermeiſter folgende Geſchäfte ob: | 
1. die Geſetze und Verordnungen ſowie die Verfügungen der ihm vorgeſetzten 
Behörden auszuführen, 
2. die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung GGemeindevertretung) vor 
zubereiten, 
3. die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung), ſofern 
er fie nicht beanftandet($. 104) oder deren Ausführung ausſetzt (Abſ. 3) 
— diejenigen über die Benutzung des Gemeindevermögens ($. 83) nach 
Berathung mit den Schöffen —, zur Ausführung zu bringen und 
demgemäß die laufende Verwaltung bezüglich des Vermögens und der 
Einkünfte der Gemeinde ſowie der Gemeindeanſtalten, für welche eine 
beſondere Verwaltung nicht beſteht, zu führen und diejenigen Gemeinde— 
anſtalten, für welche beſondere Verwaltungen eingeſetzt ſind, zu be— 
aufſichtigen, 


n 
Ne 
RN 


„ 2 


4. die auf dem Gemeindevoranſchlage ($. 92) oder auf Beſchlüſſen der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) beruhenden Einnahmen und 
Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu be 
aufſichtigen; 

der Bürgermeiſter hat monatlich eine ordentliche und alljährlich 
wenigſtens eine außerordentliche Revifion der Gemeindekaſſe vorzunehmen; 
von jeder regelmäßigen Kaſſenreviſion iſt der Gemeindeverſammlung 
(Gemeindevertretung) Kenntniß zu geben, damit ſie ein Mitglied oder 
mehrere abordnen kann, um dieſem Geſchäfte beizuwohnen; bei außer⸗ 
ordentlichen Kaſſenreviſionen iſt ein von der Gemeindeverſammlung 
(Gemeindevertretung) ein für allemal bezeichnetes Mitglied derſelben zu- 
zuziehen; 

5. die Gemeindebeamten anzuſtellen und zu beaufſichtigen; über die Neu⸗ 
errichtung von Stellen beſchließt die Gemeindeverſammlung (Gemeinde⸗ 
vertretung), 

die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren, 

die Gemeinde nach außen zu vertreten und in ihrem Namen mit 
Behörden und Privatperſonen zu verhandeln. 

Außerdem bildet, unbeſchadet der Vorſchrift des Artikels 124 des 
Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. Sep⸗ 
tember 1899 (Geſetz-Samml. S. 249), der Bürgermeiſter oder fein 
Stellvertreter mit den Schöffen das Feldgericht, welches zur Einſetzung 
von Mark- und Grenzſteinen nach Maßgabe des bisherigen Rechtes 
zuſtändig iſt. 5 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte verbinden 
ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des betreffenden Gemeinde— 
beſchluſſes und der dazu etwa erforderlichen Genehmigung oder Entſchließung der 
zuſtändigen Aufſichtsbehörde im Namen der Gemeinde von dem Bürgermeiſter 
und einem der Schöffen unterſchrieben und mit dem Gemeindeſiegel verſehen ſein. 
Eine der vorſtehenden Beſtimmung gemäß ausgeſtellte Vollmacht iſt auch dann 
ausreichend, wenn die Geſetze ſonſt eine gerichtliche oder Notariatsvollmacht 
erfordern. 

Zu dem Nachweiſe, daß von einer Gemeinde bei der Erwerbung oder Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken oder dieſen gleichſtehenden Gerechtſamen die den 
Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen beſonderen Formen beobachtet ſind, genügt 
eine Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 


$. 69. 

Wo ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand (Gemeinderath) beſteht ($. 54 Abſ. 5), 
hat dieſer die in dem $. 68 Nr. 2 bis 4, den $$. 92 und 94 erwähnten Befugniffe 
des Bürgermeiſters wahrzunehmen und die Gemeindebeamten anzuſtellen (§. 68 Nr. 5). 

Die Beſchlüſſe des Gemeinderaths werden nach Stimmenmehrheit und 
unter Theilnahme von mindeſtens drei Mitgliedern gefaßt. Bei Stimmengleichheit 

Oeſetz⸗Samml. 1900, (Nr. 10202.) 4l 
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entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Den Vorſitz führt der Bürgermeifter, 
welcher hierin durch den Beigeordneten und, wenn auch dieſer behindert ift, durch 
eines der übrigen Mitglieder des Gemeinderaths in der Reihenfolge ihres Dienſt⸗ 
alters, bei gleichem Dienſtalter ihres Lebensalters, vertreten wird. 

Bei der Berathung und Abſtimmung über ſolche Gegenſtände, welche ein 
Mitglied des Gemeinderaths, ſeine Ehefrau, ſeine Schweſtern oder Verwandten 
oder Verſchwägerten der im $. 55 Abſ. 4 bezeichneten Art berühren, darf dieſes 
Mitglied nicht zugegen ſein. Wird hierdurch der Gemeinderath beſchlußunfähig, 
ſo entſcheidet der Bürgermeiſter allein; kann auch dieſer aus dem angeführten 
Grunde nicht entſcheiden, ſo tritt an deſſen Stelle der Amtsausſchuß (Bezirks⸗ 
ausſchuß $. 103). 

Ergiebt ſich die Beſchlußunfähigkeit aus anderen Gründen, ſo hat der 
Bürgermeiſter eine zweite Sitzung anzuberaumen; wird auch in dieſer keine Ve 
ſchlußfähigkeit erreicht, ſo hat der Bürgermeiſter allein hinſichtlich der auf der 
Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände Anordnung zu treffen. 

Der Bürgermeiſter iſt — unbeſchadet der Vorſchrift des $. 104 — ver⸗ 
pflichtet, in den Fällen, in welchen ein Beſchluß des Gemeinderaths das Gemein- 
wohl oder das Gemeindeintereſſe erheblich verletzt, die Ausführung des Beſchluſſes 
auszuſetzen und, wenn der Gemeinderath bei nochmaliger Berathung bei ſeinem 
Beſchluſſe beharrt, innerhalb zwei Wochen die Entſcheidung des Amtsausſchuſſes 
(Bezirksausſchuſſes) einzuholen. 

Dem Gemeinderathe bleibt es überlaſſen, regelmäßige Sitzungstage feſt⸗ 
zuſetzen. Die Zuſammenberufung des Gemeinderaths muß erfolgen, wenn ſie 
von einem Viertel der Mitglieder verlangt wird. 


$. 70. 
Der Bürgermeiſter leitet und beauffichtigt den Geſchäftsgang der Gemeinde: 
verwaltung. i 
Wenn die Beſchlußnahme durch den Gemeinderath einen nachtheiligen Beit: 
verluſt verurſachen würde, hat der Bürgermeiſter die dem Gemeinderath obliegenden 
Geſchäfte vorläufig allein zu beſorgen, dem letzteren jedoch in der nächſten Sitzung 
behufs Beſtätigung oder anderweiker Beſchlußnahme Bericht zu erſtatten. 


$. 71. 
Der Bürgermeiſter hat ferner nach näherer Beſtimmung der Geſetze 
folgende Geſchäfte zu beſorgen: 
I. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Behörden 
übertragen iſt: 

J. die Handhabung der Ortspolizei, jedoch unbeſchadet der über die 
Verwaltung einzelner Zweige derſelben durch andere Behörden 
beſtehenden Beſtimmungen, 

2, die Verrichtung eines Hülfsbeamten der Staatsanwaltſchaft, 
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3. die Verrichtungen eines Amtsanwalts bei dem Amtsgerichte, 
welches in dem bezüglichen Orte ſeinen Sitz hat, gegen Ent⸗ 
ſchädigung aus Staaksmitteln, ſofern nicht eine andere Perſon 
mit dieſem Amte betraut wird; 

II. alle örtlichen Geſchäfte der Amtskommunal⸗, Landeskommunal⸗ und 
allgemeinen Staatsverwaltung, namentlich auch die Standesamts⸗ 
geſchäfte, ſofern nicht ein beſonderer Beamter hierfür beſtellt iſt, 

In denjenigen Gemeinden, in welchen ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 
(Gemeinderath) eingeführt iſt, können die unter I, 1 und 2 und II erwähnten 
Geſchäfte mit Genehmigung des Regierungspräſidenten einem anderen Mitgliede 
des Gemeinderaths übertragen werden. 


Siebenter Abſchnitt. 


Geſchäfte der Gemeindeverſammlung und der Gemeindevertretung 
(Bürgerausſchuß). 
572; 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) hat über alle Gemeinde 
angelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſe nicht durch das Geſetz dem Bürger 
meiſter Gemeinderathe) ausſchließlich überwieſen find. 

Ueber andere Angelegenheiten darf die Gemeindeverſammlung (Gemeinde⸗ 
vertretung) nur dann berathen, wenn ſolche durch Geſetz oder Auftrag der 
Aufſichtsbehörde an fie gewieſen find. 

Die Gemeindeverordneten ſind an Aufträge und Inſtruktionen nicht ge⸗ 
bunden. 

SEEN 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) überwacht die Ver⸗ 
waltung, fie iſt berechtigt, fi von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe, von 
dem Eingang und der Verwendung aller Einnahmen der Gemeindekaſſe ſowie 
von der gehörigen Ausführung der Gemeindearbeiten Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) darf ihre Beſchlüſſe in 
keinem Falle ſelbſt zur Ausführung bringen. 


F. 74. 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) iſt zuſammenzuberufen, 
ſo oft ihre Geſchäfte es erfordern. 

Die Zuſammenberufung erfolgt in ortsüblicher Weiſe unter Angabe der 
Gegenſtände der Berathung durch den Burgermeifter; fie muß erfolgen, wenn 
es von einem Viertel der Mitglieder verlangt wird. 

Mit Ausnahme dringender Fälle müſſen zwiſchen der Zuſammenberufung 
und dem Verhandlungstermine mindeſtens zwei Tage frei bleiben. 
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Die Verſammlungen ſollen in der Regel nicht in Wirthshäuſern oder 

Schänken abgehalten werden. 
$. 75. 

Die Gemeindevertretung kann regelmäßige Sitzungstage feſtſetzen; es müſſen 
jedoch auch dann die Gegenſtände der Berathung, mit Ausnahme dringender 
Fälle, mindeſtens zwei Tage vorher den Mitgliedern der Verſammlung angezeigt 
werden. 

$. 76. 

Die Gemeindeverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als ein Drittel 
der Stimmberechtigten anweſend iſt. 

Für die Gemeindevertretung bedarf es zur Beſchlußfähigkeit der Anweſen⸗ 
heit von mehr als der Hälfte ihrer Mitglieder. 

Wird die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zum zweiten Male 
zur Berathung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, fo find die erſchienenen 
Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Anzahl beſchlußfähig. Bei der zweiten Zur 
ſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


SEITE 
Die Beſchlüſſe werden, unbeſchadet der Vorſchrift im §. 46 Abſ. 3, nach 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. Die der Stimmabgabe ſich enthaltenden Mitglieder werden zwar 
als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird jedoch lediglich nach der Zahl 
der abgegebenen Stimmen feſtgeſtellt. 


F. 78. 


Bei der Berathung und Abſtimmung über Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinde darf dasjenige Mitglied der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung), 
deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde im Widerſpruche ſteht, nicht zugegen 
fein. Wird die Verſammlung aus dieſem Grunde beſchlußunfähig ($. 76), 
fo beſchließt an Stelle der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) der Gee 
meinderath, wo ein ſolcher nicht beſteht, der Amtsausſchuß Gezirksausſchuß 
§. 103). 

§. 79. 


In den Gemeinden, in welchen ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand (Ge— 
meinderath) eingeführt iſt, wird dieſer zu allen Verſammlungen der Gemeinde: 
vertretung eingeladen und kann ſich durch Abgeordnete vertreten laſſen. 

Die Gemeindevertretung kann verlangen, daß Abgeordnete des Gemeinde— 
raths bei ihren Berathungen anweſend find; die Abgeordneten des Gemeinderaths 
müſſen gehört werden, ſo oft ſie es verlangen. ö 

Bei den Sitzungen der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) findet 
beſchränkte Oeffentlichkeit ftatt. Den Sitzungen können als Zuhörer alle zu den 
Gemeindeabgaben herangezogenen männlichen großjährigen Perſonen beiwohnen, 
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welche ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und Gemeindeangehörige 
($. 7) oder Stimmberechtigte auf Grund des §. 16 Abf. 1 oder Vertreter von 
Stimmberechtigten (§. 17 Abſ. 1 Nr. 1, 2 und 4) find. Für einzelne Gegen⸗ 
ſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, 
die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 

Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß die Sitzungen mit Angabe 
der Tagesordnung in ortsüblicher Weiſe vorher öffentlich bekannt zu machen ſind. 


$. 80. 
Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die Sitzungen 
und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. 
Er kann jeden Zuhörer, welcher Störung verurſacht, aus dem Sitzungs— 
zimmer entfernen laſſen. 
$. 81. 
Die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) ſind in 
ein beſonderes Buch einzutragen und von dem Vorſitzenden ſowie wenigſtens 
zwei ſtimmberechtigten Mitgliedern der Verſammlung zu unterzeichnen. 


$. 82. 

Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß unentſchuldigtes Ausbleiben 
aus den Verſammlungen der Gemeindevertretung ſowie ordnungswidriges Be 
nehmen in dieſen Verſammlungen oder in der Gemeindeverſammlung für das 
betreffende Mitglied eine in die Gemeindekaſſe fließende Geldſtrafe von einer bis 
drei Mark nach ſich ziehen und daß im Wiederholungsfalle nach Lage der 
Sache Ausſchließung aus der Verſammlung auf eine gewiſſe Zeit bis auf die 
Dauer eines Jahres verhängt werde. Ueber die Verhängung dieſer Strafen bee 
ſchließt die Gemeindevertretung oder die Gemeindeverſammlung. Gegen den Bee 
ſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Klage ſteht 
auch dem Bürgermeiſter (Gemeinderathe) zu. f 


$. 83. 
Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) beſchließt über die Ver⸗ 
waltung und Benutzung des Gemeindevermögens ($$. 38ff.). 


$. 84. 

Zur Veräußerung oder weſentlichen Veränderung von Sachen, welche einen 
beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, ift die Genehmigung 
des Regierungspräſidenten erforderlich. 

Zur Veräußerung von Grundſtücken oder ſolchen Gerechtigkeiten, welche 
den Grundſtücken geſetzlich gleichgeſtellt ſind, 

zu einſeitigen Verzichtleiſtungen und Schenkungen, welche den Beſtand 
des Grundſtockbermögens ($. 38 Abſ. 2) verringern, 
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zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenſtande 
belaſtet oder der vorhandene vergrößert wird, 
zur neuen Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Ver 
pflichtung, 
zur Anſtrengung eines Rechtsſtreits 
bedarf es der Genehmigung des Amtsausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes §. 103). 


F. 85. 

Die freiwillige Veräußerung von Grundſtücken darf der Regel nach nur 
im Wege des öffentlichen Meiſtgebots ſtattfinden. 

Zur Gültigkeit einer ſolchen Veräußerung gehört: 

1. die Vorlegung eines beglaubigten Auszugs aus dem Beſitz- und Steuer⸗ 

heft (Beſitzſtandsurkunde), 

2. eine ortsübliche Bekanntmachung, 5 

3. eine Friſt von mindeſtens einer Woche von der Bekanntmachung bis 

zum Verkaufstermine, 

4. die Abhaltung der Verkaufsverhandlung durch den Bürgermeiſter oder 

einen Juſtizbeamten. 

Erachtet der Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß §. 103) den Vortheil der 
Gemeinde für gewahrt, ſo kann ein Verkauf aus freier Hand oder ein Tauſch 
ſtattfinden. 

Das Ergebniß der Verkaufsverhandlung iſt in allen Fällen der Gemeinde 
verſammlung (Gemeindevertretung) mitzutheilen; der Zuſchlag kann nur mit deren 
Genehmigung erfolgen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf Verkäufe von Real⸗ 
berechtigungen Anwendung, wobei außerdem die Aufnahme einer Tape in allen 
Fällen nothwendig iſt. 

Für die Eintragung im Grundbuche genügt zum Nachweiſe, daß der 
Vorſchrift dieſes Paragraphen entſprochen worden ift, die Beſtätigung des Vere 
trags durch den Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß). 

$. 86. 

Die Verpachtung von Grundſtücken und Gerechtigkeiten der Gemeinden 
muß im Wege des öffentlichen Meiſtgebots geſchehen. Ausnahmen hiervon 
können durch den Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß $. 103) geftattet werden. 


3 Achter Abſchnitt. „ 
Anſtellung und Verſorgung der Gemeindebeamten. 5 


$. 87. 

Das Geſetz, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der Kommunal⸗ 
beamten, vom 30. Juli 1899 (Gefeg-Samml. S. 141) wird hinſichtlich der 
Beamten der Stadt: und Landgemeinden ($. 1) mit den aus den folgenden 
Beſtimmungen ſich ergebenden Maßgaben ſinngemäß eingeführt. 


gii 


$. 88. 

Die Beſoldungen der ſtädtiſchen Beamten werden vor ihrer Wahl oder 
Anſtellung von der Gemeindevertretung feſtgeſetzt. 

Hinſichtlich der beſoldeten Bürgermeiſter und der etwa ſonſt noch gegen 
Gehalt angeſtellten Mitglieder des ſtädtiſchen Gemeindevorſtandes unterliegt die 
Feſtſetzung der Beſoldung in allen Fällen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 
Der Regierungspräſident kann verlangen, daß ihnen die zu einer zweckmäßigen 
Verwaltung angemeſſenen Beſoldungsbeträge bewilligt werden. 


$. 89. 

Den nach F. 55 Abſ. 2 gewählten beſoldeten und penſionsberechtigten 
Bürgermeiſtern in Stadt- und Landgemeinden ſind, ſofern nicht mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes (Amtsausſchuſſes $. 103) ein Anderes feſtgeſetzt iſt, bei 
eintretender Dienſtunfähigkeit, oder wenn ſie nach abgelaufener Wahlperiode nicht 
wieder gewählt werden, folgende Penſionen zu gewähren: 

% der Beſoldung nach ſechsjähriger Dienſtzeit, 
% der Beſoldung nach zwölfjähriger Dienſtzeit, 
“lo der Beſoldung nach vierundzwanzigjähriger Dienſtzeit. 

Nach zwölfjähriger Dienſtzeit ſteigt die Penſion mit jedem weiter zurück⸗ 
gelegten Dienſtjahr um ¼ bis zum Höchſtbetrage von ¼ der Beſoldung. 


$. 90. 
Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht, wenn und ſolange ein 
Penſionär im Staats- oder Kommunaldienſt ein Dienſteinkommen oder eine 
neue Penſion bezieht, inſoweit als der Betrag des neuen Einkommens unter 
Hinzurechnung der zuvor erdienten Penſion den Betrag des von dem Beamten 
vor der Penſionirung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 


$. 91. 

Die Wittwen und Waiſen der penſionsberechtigten Stadt⸗Bürgermeiſter, 
der ſonſtigen penſionsberechtigten Beamten der Stadtgemeinden und der beſoldeten 
Bürgermeiſter der Landgemeinden erhalten, falls nicht ein Anderes mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes Amtsausſchuſſes) feſtgeſetzt iſt, Wittwen⸗ und Waiſengeld 
nach den für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Vorſchriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten im Augenblicke des 
Todes erdienten Penſionsbetrags. Dabei tritt an die Stelle der für das 
Wittwengeld bei unmittelbaren Staatsbeamten vorgeſchriebenen Höchſtſätze der 
Höchſtſatz von 2000 Mark. 


Neunter Abſchnitt. 
Gemeindehaushalt. 
5 $. 92. 
Ueber die Einnahmen und Ausgaben, welche ſich im voraus veranſchlagen 
laſſen, entwirft der Bürgermeiſter für das Rechnungsjahr oder für eine längere, 


207 


von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) feſtzuſetzende Rechnungs⸗ 
periode, welche jedoch die Dauer von drei Jahren nicht überſteigen darf, einen 
Voranſchlag. 

Der Entwurf iſt während zwei Wochen nach vorheriger Bekanntmachung 
in einem von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zu beſtimmenden 
Raume zur Einſicht aller Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Feſtſtellung des Voranſchlags durch 
die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung). Die Feſtſtellung bedarf in 
Landgemeinden der Genehmigung des Amtsausſchuſſes. 

Die Feſtſtellung iſt vor Beginn des neuen Rechnungsjahrs oder der 
neuen Rechnungsperiode zu bewirken. In Stadtgemeinden hat der Bürger 
meiſter eine Abſchrift des feſtgeſetzten Voranſchlags dem Regierungspräſidenten 
einzureichen. 

Der Gemeindehaushalt iſt nach dem Voranſchlage zu führen. Alle 
Gemeindeeinkünfte müſſen zur Gemeindeklaſſe gebracht werden. Ausgaben, 
welche außerhalb des Voranſchlags geleiſtet werden ſollen, oder über deren 
Verwendung beſondere Beſchlußfaſſung vorbehalten iſt ſowie Ueberfchreitungen 
des Voranſchlags bedürfen der Genehmigung der Gemeindeverſammlung (Gemeinde: 
vertretung). f 

Durch Beſchluß des Amtsausſchuſſes kann einzelnen Gemeinden die Feſt⸗ 
ſetzung eines Voranſchlags erlaſſen werden, wenn deren Verhältniſſe dies un: 
bedenklich erſcheinen laſſen. 

9298. 

Zur Führung des Gemeinderechnungs- und Kaſſenweſens iſt in den Stadt 
gemeinden und, wenn die Verhältniſſe es erfordern, in Landgemeinden ein 
Gemeindebeamter als Gemeinderechner anzuſtellen, welcher der Beſtätigung durch 
die Aufſichtsbehörde nach Maßgabe des $. 64 bedarf und vor feinem Amts 
antritte von derſelben vereidigt wird. 

Der Gemeinderechner darf mit dem Bürgermeiſter in der im $. 55 Abſ. 4 
bezeichneten Art weder verwandt noch verſchwägert ſein. Tritt eine ſolche Ver⸗ 
wandtſchaft oder Schwägerſchaft während der Amtszeit eines Gemeinderechners 
ein, ſo hat dieſer ſein Amt niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
hiervon Ausnahmen zuzulaſſen. g 

Der Gemeinderechner hat auf Verlangen eine genügende Sicherheit zu ſtellen. 

Die Feſtſetzung der Höhe ſeiner Beſoldung ſowie der Höhe und der Form 
der etwaigen Sicherheitsleiſtung unterliegt der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Die Beſtellung eines Gemeinderechners, mag derſelbe die Eigenſchaft eines 
Gemeindebeamten haben oder nicht, erfolgt in allen Fällen durch den Gemeinde: 
rath oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, durch den Bürgermeiſter unter Zuſtimmung 
der Schöffen. 

§. 94. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde ſind nach näherer 
Vorſchrift der Aufſichtsbehörde die erforderlichen Rechnungs- und Kaſſenbücher 
zu führen. 


5 


Die Gemeinderechnung iſt von dem Gemeinderechner binnen drei Monaten 
nach dem Schluſſe des Rechnungsjahrs dem Bürgermeiſter einzureichen, welcher 
ſie einer Vorprüfung zu unterziehen und, mit ſeinen Erinnerungen verſehen, binnen 
weiteren ſechs Wochen der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) vorzu— 
legen hat. 

i Die Feſtſtellung der Gemeinderechnung muß innerhalb ſieben Monaten 
nach deren Vorlegung bewirkt ſein. i 

Nach erfolgter Feſtſtellung iſt die Rechnung während eines Zeitraums 
von zwei Wochen zur Einſicht der Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Der Aufſichtsbehörde iſt eine Abſchrift des Feſtſtellungsbeſchluſſes ſofort 
einzureichen. 

Die im zweiten und vierten Abſatze beſtimmten Friſten können durch die 
Aufſichtsbehörde verlängert werden. 

$. 95. 

Dem Amtsausſchuſſe liegt die jährliche Nachprüfung der Rechnungen in 

den Landgemeinden ob. 


$. 96. 

Der Amtsausſchuß (Bezirksausſchuß $. 103) beſchließt: 

1. über die Feſtſtellung und den Erſatz der bei Kaſſen- und anderen Ver: 
waltungen der Gemeinden vorkommenden Defekte nach Maßgabe der 
Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz-Samml. S. 52). 

Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs end— 
ültig; 

165 die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckungen wegen Geld— 
forderungen gegen Gemeinden §. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes zur 
Deutſchen Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, Reichs-Geſetzbl. 
S. 244 in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 17. Mai 1898, Artikel II 
Nr. 32/3 (Reichs-Geſetzbl. S. 332). 


1 


Zehnter Abſchnitt. 
Gemeindeabgaben. 
N 

5 Das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 GGeſetz-Samml. S. 152) 
und das Geſetz, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen 
des Kommunalabgabengeſetzes, vom 30. Juli 1895 (Geſetz-Samml. S. 409) 
treten für die Hohenzollernſchen Lande hinſichtlich der Gemeindeabgaben mit den 
aus den folgenden Beſtimmungen ſich ergebenden Maßgaben ſinngemäß in Kraft. 


$. 98. 
An Stelle des F. 2 Abſ. 1 Satz 1, des $. 24 Abſ. 1 lit. a und e, des 
§. 28 Abſ. 1, der GS. 32, 40 Abſ. 2, des §. 42 Abf. 1, der $$. 58, 89 Satz 1 
des Kommunalabgabengeſetzes treten nachſtehende Vorſchriften: 
Geſetz Samml. 1900. (Nr 1020210203) | 42 


I. F. 2 Abſ. 1 Satz 1. f 
Die Gemeinden dürfen von der Befugniß, Steuern zu erheben, nur ine 
ſoweit Gebrauch machen, als die ſonſtigen Einnahmen, insbeſondere aus dem 
Gemeindevermögen, aus Auflagen auf die Allmandnutzungen ($. 3a), aus Ge⸗ 
bühren, Beiträgen und vom Staate oder weiteren Kommunalverbänden den 
Gemeinden überwieſenen Mitteln zur Deckung ihrer Ausgaben nicht ausreichen. 


II. §. 24 Abſ. 1 lit. a und ce. 

a) der Königlichen und Fürſtlich Hohenzollernſchen Schlöſſer einſchließlich 
der zugehörigen Nebengebäude, Hofräume und Gärten; 

e) der dem Staate, dem Landeskommunalverbande, den Amtsverbänden, 
den Gemeinden oder ſonſtigen kommunalen Verbänden gehörigen Grund— 
ſtücke und Gebäude, ſofern ſie zu einem öffentlichen Dienſte oder Ge— 
brauche beſtimmt ſind. 


III. §. 28 Abſ. 1. 
Den Gemeindeabgaben vom Gewerbebetrieb unterliegen die innerhalb der 
Gemeinde betriebenen, nach den bisherigen Beſtimmungen der Gewerbeſteuer 
unterworfenen Gewerbe einſchließlich derjenigen des Staates und der Reichsbank. 


IV S 32. 
Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Gemeindebezirke und werden 
beſondere Gewerbeſteuern umgelegt, ſo hat die Veranlagung nur nach Maßgabe 


des in der Gemeinde gelegenen Theiles des Gewerbebetriebs zu erfolgen, bei 


beſonderen Gewerbeſteuern nach dem Extrag unter ſinngemäßer Anwendung der 
in den $$. 47, 48 getroffenen Beſtimmungen. 


V. F. 40 Abſ. 2. 

Soweit indeſſen die Mitglieder des Hohenzollernſchen Fürſtenhauſes und 
die zu Nr. 2 und 3 genannten Perſonen in der Gemeinde Grundvermögen, 
Handels- oder gewerbliche Anlagen, einſchließlich der Bergwerke, haben, Handel 
oder Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben oder als 
Geſellſchafter an dem Unternehmen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
betheiligt find, erſtrecken ſich die Befreiungen (Abf. 1) nicht auf das ihnen aus 
dieſen Quellen zufließende Einkommen. Auch bleiben die Befreiungen in den 


Fällen zu Nr. 2 und 3 ausgeſchloſſen, ſofern in den betreffenden Staaten Gegen- 


ſeitigkeit nicht gewährt wird. 
VI. F. 42 Abſ. 1. 
Hinſichtlich der Heranziehung der Militärperſonen zu den auf das Ein— 
kommen gelegten Gemeindeabgaben kommen neben der im §. 41 angezogenen 
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Verordnung die Geſetze vom 29. Juni 1886 GGeſetz-Samml. S. 181) und 
22. April 1892 (Geſetz-Samml. S. 101) zur Anwendung. | 


VII. $.58. 


Die Beſtimmungen der $$. 54, 56 und 57 finden auf die Steuern von 
Bauplätzen (§. 27 Abſ. 2) keine Anwendung. 


SAL 289 E 
Die Koften der Veranlagung und Erhebung der Abgaben fallen, inſo— 
weit hierüber nicht durch Artikel IX des Geſetzes, betreffend die Umgeftaltung der 
direkten Staatsſteuern in den Hohenzollernſchen Landen, anderweitige Beſtimmung 
getroffen tft, der Gemeindekaſſe zur Laſt. 


ES 
Nicht in Kraft treten §. 24 Abſ. 1 lit. k, §. 26 Abſ. 3 und 4, F. 28 
Abſ. 2, F. 30 Abſ. 3, §. 31 Abſ. 1 Nr. 2, $$. 76, 96 Abf. 1, 3 und 7 a. g. O. 
Im $. 44 tritt an Stelle des Grundſteuerreinertrags das Grundſteuer⸗ 
kapital, das Verhältniß (Abſ. 2) iſt durch den zuſtändigen Miniſter im Falle des 
Bedürfniſſes für das Steuerjahr endgültig feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu 
machen. 


$. 100. 
Der F. 24 a. a. O. erhält folgenden Schlußabſatz: 
Den Steuern vom Grundbeſitz ($$. 24 bis 27) iſt auch die 
Steuer von Gefällen, einſchließlich der ftaatlichen Gefälle zuzurechnen, 
deren Objekte fich nach den bisherigen Vorſchriften beſtimmen. Die 
Gefällſteuer iſt hinſichtlich des Verhältniſſes der Steuerarten zu ein⸗ 
ander ($$. 54ff.) der Grundſteuer gleichzuſtellen. 


$. 101. 


Hinter die $$. 3 und 21 a. a. O. werden nachſtehende SS. 3a, beziehungs⸗ 

weiſe 21a eingeſchaltet: . 
J. F. 3a. 

Die jährlichen Auflagen auf die Allmandnutzungen werden nach dem einen 
Betrag von zwanzig Mark überſteigenden Jahreswerthe der Nutzungen und zwar 
bis zu einem Höchſtbetrage von einem Fünftel dieſes Mehrwerthes veranlagt, 
Der Höchſtſatz iſt zu erheben, bevor nach Maßgabe des $. 2 Steuern in der 
Gemeinde gefordert werden dürfen. Zahlungspflichtig ſind alle Allmandberechtigten 
vom erſten Tage des auf den Beginn der Nutzungen folgenden Monats an bis 
zum Ablaufe des Monats, in welchem die Nutzungen beendigt ſind. 
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Die Vorſchriften der SS. 61 bis 63, 65 Abſ. 2 bis 4, der GS. 66, 69, 
70, 84, 88 bis 90 gelten ſinnentſprechend auch für die Auflagen auf Die Allmand— 
nutzungen. 


II. F. 21a. 

Hinſichtlich der Heranziehung des Königlich Württembergiſchen und des 
Großherzoglich Badiſchen Staatsfiskus wegen der von dieſen betriebenen Eiſenbahn— 
unternehmungen bewendet es bei den Staatsverträgen vom 3. März 1865 Geſetz— 
Samml. S. 921, 930). 


Elfter Abſchnitt. 
Zuſammengeſetzte Gemeinden. 


$. 102. 

In Gemeinden, welche Einzelortſchaften mit beſonderem Vermögen oder 
beſonderer Gemarkung umfaſſen, beſchließt die Gemeindeverſammlung (Gemeinde: 
vertretung) inſoweit nur über Angelegenheiten, welche den geſammten Gemeinde 
verband betreffen. Hinſichtlich des beſonderen Ortſchaftsvermögens oder der be— 
ſonderen Gemarkung in den Einzelortſchaften tritt die aus ſämmtlichen Gemeinde— 
gliedern ($. 9) der Einzelortſchaft beſtehende Ortsverſammlung an die Stelle der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung). 

Die Veränderung der Grenzen von beſonderen Gemarkungen innerhalb 
einer zuſammengeſetzten Gemeinde kann unter der Vorausſetzung des Einverſtändniſſes 
der Betheiligten durch Beſchluß des Amtsausſchuſſes (Bezirksausſchuſſes §. 103) 
erfolgen. 

Gehört zum beſonderen Ortſchaftsvermögen auch Allmandgut, ſo finden in 
Bezug auf dieſes die Beſtimmungen $$. 39ff. entſprechende Anwendung. 

Dem Bürgermeiſter (kollegialiſchen Gemeindevorſtande) der zuſammengeſetzten 
Gemeinde liegt die Verwaltung auch in den Einzelortſchaften mit der Maßgabe 
ob, daß dem Bürgermeiſter in den Ortsverſammlungen außerhalb feines Umts: 
ſitzes ein Stimmrecht nicht zuſteht. 


Dritter Titel. 
Aufſicht des Staates. 


$. 103. 

Die Aufficht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Städte wird in erſter Inſtanz von dem Regierungspräſidenten, in höherer Inſtanz 
von dem Miniſter des Innern, Die Aufficht über die Verwaltung der Angelegen- 
heiten der Landgemeinden in erſter Inſtanz von dem Oberamtmann, in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Regierungspräſidenten geübt, unbeſchadet der ge— 
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jeglich geordneten Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes, ſofern es ſich um Städte, 
und des Amtsausſchuſſes, ſofern es ſich um Landgemeinden handelt. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in den vorbezeichneten Angelegen— 
heiten ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 


$. 104. 

Beſchlüſſe des Gemeinderaths, der Gemeindeverſammlung oder der Ge— 
meindevertretung, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, 
hat der Bürgermeiſter beziehungsweiſe der Gemeinderath, entſtehendenfalls auf 
Anweiſung der Aufſichtsbehörde, mit aufſchiebender Wirkung unter Angabe der 
Gründe zu beanſtanden. Gegen die Verfügung des Bürgermeiſters beziehungs⸗ 
weiſe des Gemeinderaths ſteht dem Gemeinderathe, der Gemeindeverſammlung, 
der Gemeindevertretung die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

Die Aufſichtsbehörde iſt nicht befugt, aus anderen als den vorſtehend an: 
gegebenen Gründen eine Beanſtandung von Beſchlüſſen des Gemeinderaths, der 
Gemeindeverſammlung oder der Gemeindevertretung herbeizuführen. 


$. 105. 

Unterläßt oder verweigert eine Gemeinde die ihr geſetzlich obliegenden, von 
der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen 
auf den Voranſchlag zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt 
die Aufſichtsbehörde unter Anführung der Gründe die Eintragung in den Vor⸗ 
anſchlag oder die Feſtſtellung der außerordentliche Ausgabe. 

Der Gemeinde ſteht gegen die Verfügung die Klage zu und zwar der 
Stadtgemeinde bei dem Oberverwaltungsgerichte, der Landgemeinde bei dem Be— 
zirksausſchuſſe. 

$. 106. 

Durch Königliche Verordnung kann eine Gemeindevertretung aufgelöſt 
werden. Es iſt ſodann binnen ſechs Wochen, vom Tage der Auflöſungs⸗ 
verordnung ab gerechnet, eine Neuwahl anzuordnen. Bis zur Einführung der 
neugewählten Gemeindeverordneten beſchließt an Stelle der Gemeindevertretung 
der Bezirksausſchuß (Amtsausſchuß §. 103). 


$. 107. 

Bezüglich der Dienſtvergehen der Bürgermeiſter, der Beigeordneten, der 
Schöffen ſowie der ſonſtigen Gemeindebeamten kommen die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit folgenden Maßgaben 
zur Anwendung: 

J. In Stadtgemeinden: 
1. An Stelle der Bezirksregierung und innerhalb des ihr nach jenem 
Geſetze zuſtehenden Ordnungsſtrafrechts kann der Regierungspräſident 
Ordnungsſtrafen feſtſetzen. 


In 
auch über 
zu treffen. 


20: 


Gegen die Strafverfügungen des Regierungspräſidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die Einleitung 


des Verfahrens von dem Regierungspräſidenten verfügt und von dem⸗ 
ſelben der Unterſuchungskommiſſar ernannt, an die Stelle der Bezirke 
regierung tritt als entſcheidende Disziplinarbehörde erſter Inſtanz der 
Bezirksausſchuß, an die Stelle des Staatsminiſteriums das Ober⸗ 
verwaltungsgericht; den Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernennt bei 
dem Bezirksausſchuſſe der Regierungspräſident, bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte der Miniſter des Innern. 


II. In Landgemeinden: 


Die Befugniß, gegen die im Abſ. 1 genannten Beamten Ordnungs⸗ 


ſtrafen zu verhängen, ſteht dem Oberamtmann und im Umfange des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsſtrafrechts dem Regierungs⸗ 
präſidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Oberamtmanns findet innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Negierungspräfidenten ſtatt. Gegen 
die Strafverfügungen des Regierungspräſidenten und deſſen auf 
Beſchwerde in den Fällen des vorigen Satzes ergehenden Beſchluß 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. 


In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird von dem 


Oberamtmann oder dem Regierungspräſidenten die Einleitung des 
Verfahrens verfügt und der Unterſuchungskommiſſar und der Vertreter 
der Staatsanwaltſchaft ernannt. Als entſcheidende Disziplinarbehörde 
erſter Inſtanz tritt an die Stelle der Bezirksregierung der Amts⸗ 
ausſchuß; an die Stelle des Staatsminiſteriums tritt das Ober⸗ 
verwaltungsgericht. Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Oberverwaltungsgerichte wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 
dem unter I und II zu 2 vorgeſehenen Verfahren iſt entſtehendenfalls 
die Thatſache der Dienſtunfähigkeit der Gemeindebeamten Entſcheidung 


$. 108. 


Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren für die in 
dieſem Geſetze vorgeſehenen Fälle, ſofern nicht im Einzelnen ein Anderes beſtimmt 
iſt, in Angelegenheiten der Stadtgemeinden der Bezirksausſchuß, in Angelegen⸗ 
heiten der Landgemeinden der Amtsausſchuß. Die Friſt zur Anſtellung der 
Klage beträgt in allen Fällen zwei Wochen. 

Die Gemeindeverſammlung, die Gemeindevertretung und der Gemeinde— 
vorſtand können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren 
einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


Vierter Titel. 
Ausführungs⸗, Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
§. 109. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1901 in Kraft. | 

Mit dieſem Zeitpunkte treten alle entgegenftehenden Beſtimmungen, auch 
die Beſtimmungen im vierten und fünften Titel des Geſetzes über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetz-Samml. S. 237) außer Kraft. 

Rechte und Pflichten, welche auf beſonderen Titeln des öffentlichen Rechtes 
beruhen, bleiben inſoweit in Kraft, als dieſe Titel von den bisherigen allgemeinen 
und beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechten und 
Obſervanzen abweichende Beſtimmungen enthalten. Eine ſolche Abweichung wird 
nicht vermuthet. 

$. 110, 

Die bei Verkündigung dieſes Geſetzes beſtehenden „von ihm abweichenden 
Ortsſtatuten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obſervanzen bleiben, ſoweit dies 
Geſetz ortsſtatutariſche Regelung zuläßt, unbeſchadet der Beſtimmung des $. 96 
Abſ. 4 des Kommunglabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 „einſtweilen, längſtens 
auf drei Jahre, in Kraft. 

1 

Soweit Lehranſtalten einſchließlich der Volksſchule die Eigenſchaft von Ge— 
meindeanſtalten beiwohnt, kommen in deren Anſehung die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes nur unter den Einſchränkungen in Anwendung, die ſich aus den für die 
Anſtalten geltenden beſonderen Rechtsnormen ergeben. 

Dies findet ſinnentſprechende Anwendung auf den Wegebau und andere 
Veranſtaltungen der Gemeinden, über welche beſondere Geſetze erlaſſen ſind. 


Sell 
Die erforderlichen Wahlen von Gemeindeverordneten und Abgeordneten zur 
Gemeindeverſammlung ($. 19), Beigeordneten und Schöffen ; find nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes ſchon vor deſſen Inkrafttreten vorzubereiten und thunlichſt im 
März 1901 zu vollziehen. ; 
$. 113. 
Die Vollmacht der Mitglieder der beſtehenden Bürgerkollegien endigt mit 
der Einführung der Neugewählten in ihr Amt. 
Die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Amte befindlichen Bürger⸗ 
meiſter (Stadtſchultheiß, Vögte) bleiben bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode oder 
Anſtellung, die Gemeinderechner und ſonſtigen beſoldeten Gemeindebeamten nach 
Maßgabe ihrer Anſtellungsbedingungen, jedoch unbeſchadet der Beſtimmungen im 
achten Abſchnitte des zweiten Titels, im Amte. 


55 


§. 114. 

Der Miniſter des Innern, im Umfange der Beſtimmungen über Ge— 
meindeabgaben der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter, ſind mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Fr. 10203.) Geſetz, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Hohenzollernſchen Amts— 
und Landesordnung. Vom 2. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags ; was folgt: 


Artikel J. 

Die $$. 2, 4 Ziffer 2, 5 Abſ. 5 und 6, 7, 8, 9, 10, 13, 17 Abſ. 1 
und 2, 18, 24, 26 Ziffer 3 und Ziffer 8 Abſ. 2, 27 Abſ. 1, 28 Abſ. 4 Satz 1, 
29, 34 Abſ. 2, 39, 42, 43 Ziffer 3 und 5, 46 Abſ. 3, 47, 51 Ziffer 1, 52, 
53, 55 Ziffer 4, 57, 59, 61 Ziffer 3, 7 und 10, 67 Abſ. 2, 72 Ziffer 4, 
75 Abſ. 3, 77, 80 Ziffer 2, 4 und 5, 82, 83, 85, 91 Ziffer 2 der Hohen⸗ 
zollernſchen Amts- und Landesordnung vom 2. April 1873 Geſetz-Samml. 
S. 145) werden durch nachſtehende, den bisherigen Paragraphenzahlen ent— 
ſprechende Beſtimmungen erſetzt. 


Ingleichen werden hinter den SS. 7, 9, 16, 38, 52 und 81 die folgenden 


neuen SS. 7a, 9a, 9b, 9e, 9d, ge, 9f, 9g, 16a, 38a, 52a, 52 b und 81a 
eingeftellt ſowie den $$. 11 und 81 nachſtehende Zuſätze hinzugefügt. 
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7 25 
Die Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke, die Bildung neuer 
ſowie die Zuſammenlegung mehrerer Oberamtsbezirke erfolgt durch Geſetz. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die in Folge einer ſolchen Veränderung 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den betheiligten Amtsverbänden, 
vorbehaltlich der den letzteren gegen einander innerhalb zwei Wochen zuſtehenden 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe. 

Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch dergleichen Veränderungen nicht 
berührt. a i 
Veränderungen ſolcher Grenzen von Gemeindebezirken, welche zugleich 
Grenzen von Oberamtsbezirken ſind, ſowie die Vereinigung eines Grundſtücks, 
welches bisher einem Gemeindebezirke nicht angehörte, mit einer in einem anderen 
Oberamtsbezirke belegenen Gemeinde, ziehen die Veränderung der betreffenden 
Oberamtsbezirksgrenzen, und wo dieſe mit den Wahlbezirksgrenzen zuſammen⸗ 
fallen, auch die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach ſich. 

Eine jede Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke iſt durch das 
Amtsblatt bekannt zu machen. 


§. 4 Ziffer 2. 

2. Zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
Amtsverbandes nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen. 

§. 5 Abſ. 5 und 6. 
Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, 
ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amtsverbandes zu 
übernehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie 


derjenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter trotz vorhergegangener Auf 


forderung ſeitens des Amtsausſchuſſes thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß 
der Amtsverſammlung für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Aus⸗ 
übung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung des 
Amtsverbandes für verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker 
als die übrigen Amtsangehörigen zu den Amtsabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beſchluß der Amtsverſammlung findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


= 

Die Vertheilung der Amtsabgaben hat nach dem Verhältniſſe der auf die 
Amtsangehörigen fallenden direkten Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern 
einſchließlich der nach Abſ. 4 dieſes Paragraphen von Einkommen bis zu 
900 Mark veranlagten und der nach F. 9a für die Abgaben der Forenſen, 
juriſtiſchen Perſonen und ſo fort ermittelten Steuerſätze und zwar durch Zu⸗ 
ſchläge zu denſelben zu erfolgen. 

Ausgeſchloſſen von der Heranziehung zu den Amtsabgaben bleibt die Ge⸗ 
werbeſteuer vom Hauſirgewerbe und die Ergänzungsſteuer. 
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Veränderung der 
Grenzen der Oberamts⸗ 
bezirke und Bildung 
neuer Oberamtsbezirke. 


Verkheilung und Auf 
bringung der Amts; 
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i Die im F. 24 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 in Vers 
bindung mit SS. 97, 98 II, 99 der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung vor 


geſehenen Befreiungen ſowie die Vorſchriften der Verordnung, betreffend die 


Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in den neu erworbenen 
Landestheilen, vom 23. September 1867 (Gefeg-Samml. S. 1648), abgeſehen 
von F. 8 derſelben, gelten auch für die Veranlagung der Amtsabgaben. 

Steuerpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 Mark 
werden zu einer fingirten Einkommenſteuer nach Maßgabe des F. 38 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3 des Kommunalabgabengeſetzes veranlagt. Indeſſen können ſie 
durch Beſchluß der Amtsverſammlung von der Beitragspflicht entbunden oder 
mit einem geringeren Prozentſatz als Steuerpflichtige mit höherem Einkommen 
herangezogen werden; ihre Freilaſſung muß erfolgen, ſofern ſie im Wege der 
öffentlichen Armenpflege fortlaufende Unterſtützung erhalten. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der der Vertheilung der Amtsabgaben zu Grunde gelegten Staats⸗ 
ſteuerſätze zieht die entſprechende Abänderung der Veranlagung zu den Amts⸗ 
abgaben nach ſich. 

; $. La, 

Bei der Vertheilung der Amtsabgaben find die Grund-, Gefäll-, Ge 
bäude⸗ und Gewerbeſteuer in der Regel mit dem gleichen Betrage desjenigen 
Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem die Staatseinkommenſteuer belaſtet 
wird. Mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes kann der Betrag, mit welchem 
die Realſteuern heranzuziehen ſind, bis auf das Anderthalbfache jenes Prozent⸗ 
ſatzes erhöht oder bis auf die Hälfte desſelben herabgeſetzt werden. 

Der Vertheilungsmaßſtab iſt für jeden Amtsverband bis zum 30. Juni 
1901 ein für alle Mal feſtzuſtellen und demnächſt unverändert zur Anwendung 
zu bringen. Die Amtsverſammlung iſt jedoch befugt, hierbei zu den Amts⸗ 
abgaben für Verkehrsanlagen die Realſteuern in den im vorhergehenden Abſatze 
bezeichneten Grenzen mit einem höheren Prozentſatz als zu den übrigen Amts⸗ 
abgaben heranzuziehen, beziehungsweiſe die Steuerpflichtigen mit Einkommen von 
nicht mehr als 900 Mark von der Heranziehung zu dieſen Amtsabgaben ganz 
frei zu laſſen oder dazu mit einem geringeren Prozentſatze heranzuziehen. Kommt 
ein gültiger Amtsverſammlungsbeſchluß bis zu dieſem Zeitpunkte nicht zu Stande, 
jo werden bis zur Herbeiführung dieſes Beſchluſſes die Amtsabgaben auf die 
ſämmtlichen direkten Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern nach Maßgabe 
des H. 7 gleichmäßig vertheilt. Die Amtsverſammlung kann den feſtgeſtellten 
Maßſtab von fünf zu fünf Jahren einer Reviſion unterziehen. 


$. 8. 
Unter Anwendung des nach dieſen Grundſätzen (SS. 7, 7a) von der Amts 
verſammlung beſchloſſenen Vertheilungsmaßſtabes wird das Amtsabgabenſoll für 
die einzelnen Gemeinden im Ganzen berechnet und denſelben zur Antervertheilung 


„ SG 


auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demſelben Maßſtabe, zur Einziehung 
ſowie zur Abführung im Ganzen an die Amtskaſſe überwieſen. 

i Den Gemeinden bleibt die Beſchlußfaſſung darüber vorbehalten, in welcher 
Wieiſe ihre Antheile an den Amtsabgaben aufgebracht werden ſollen. 


8 
Sofern es ſich um ſolche Einrichtungen für die Amtsverbände handelt, 
welche in beſonders hervorragendem oder beſonders geringem Maße einzelnen 
Theilen des Amtsbezirkes zu Gute kommen, kann die Amtsverſammlung be⸗ 
ſchließen, für die Amtsangehörigen dieſer Theile der Amtsbezirke eine Mehr⸗ oder 
Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe 
der Beſchlüſſe der Amtsverſammlung durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


$. 9a, 

Diejenigen phyſiſchen Perſonen, welche, ohne in dem Amtsbezirk einen 
Wohnſitz zu haben, beziehungsweiſe in demſelben zu den perſönlichen Staats⸗ 
ſteuern veranlagt zu ſein, in demſelben Grundeigenthum beſitzen oder ein ſtehendes 
Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen), mit 
Einſchluß der nicht im Amtsbezirke wohnenden Gefellfchafter einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft, ſind verpflichtet, zu denjenigen Amts⸗ 
abgaben beizutragen, welche auf den Grundbeſitz, das Gewerbe oder das aus 
dieſen Quellen fließende Einkommen gelegt werden. 

Ein Gleiches gilt von den juriſtiſchen Perſonen, von den Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften ſowie Berggewerkſchaften, welche 
im Amtsbezirke Grundeigenthum beſitzen oder ein ſtehendes Gewerbe oder Berg⸗ 
bau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Amtsabgaben wegen ſeines aus Grundbeſitz, 
Gewerbe- und Bergbaubetrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, dagegen 
mit der Grund- und Gebäudeſteuer um die Hälfte desjenigen Prozentſatzes ſtärker 
belaſtet werden, mit welchem die Einkommenſteuer dazu herangezogen wird. Im 
Falle des dritten Satzes im zweiten Abſatze des §. 7a tritt dieſe Belaſtung auch 
ohne Beſchluß der Amtsverſammlung ein. 

Die Einſchätzung der Forenſen, der Bergwerksbeſitzer, der Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, der Aktiengeſellſchaften und der juriſtiſchen Perſonen zu 
den Amtsabgaben erfolgt, ſoweit ſie zu den der Vertheilung der letzteren zu 
Grunde gelegten Staatsſteuerſätzen ($. 7) nicht ſchon unmittelbar herangezogen 
oder veranlagt ſind, von dem Amtsausſchuſſe nach den für die Veranlagung 
dieſer Steuern beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, unter Anwendung des für die 
Amtsabgaben beſtimmten Antheilsverhältniſſes. 


$. 9b. 
Niemand darf von demſelben Einkommen in verſchiedenen Amtsbezirken 
oder Kreiſen zu den Amtsabgaben (Kreisabgaben) herangezogen werden. Es 
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muß daher dasjenige Einkommen, welches einem Abgabenpflichtigen aus feinem 
außerhalb des Amtsbezirkes belegenen Grundeigenthum oder aus ſeinem außerhalb 
des Amtsbezirkes ſtattfindenden Gewerbe oder Bergbaubetriebe zufließt, bei Feſt⸗ 
ſtellung des im Amtsbezirke zu veranlagenden Einkommens desſelben außer Be⸗ 
rechnung gelaſſen werden. Dies geſchieht durch Abſetzung der bezüglichen Ein- 
kommensquote von dem zur Staatsſteuer veranlagten Geſammteinkommen und 
durch verhältnißmäßige Herabſetzung des feſtgeſtellten Steuerſatzes. Hierbei ſowie 
bei der Heranziehung juriſtiſcher Perſonen, Geſellſchaften und ſo fort zu den in 
Amtsverbänden vom Einkommen zu erhebenden Steuern kommen die Vorſchriften 
der $$. 91 Abſ. 1 Ziffer 4, 92 Ziffer 1 des Kommunalabgabengeſetzes zur Un 
wendung. 
e 

Die Amtsverbände ſind befugt, das Halten von Hunden zu beſteuern. 
Die Steuer darf jährlich 5 Mark für den Hund nicht überſteigen und iſt durch 
Steuerordnung zu regeln. In der Steuerordnung können Strafen gegen Zu⸗ 
widerhandlungen bis zur Höhe von 30 Mark angedroht werden, die Strafen 
ſind durch den Amtsausſchuß feſtzuſetzen und nach eingetretener Rechtskraft 
($. 459 der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877, Reichs-Geſetzbl. S. 253) 
im Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben. 

Die Steuerordnung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Die 
Genehmigung unterliegt der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der 
Finanzen. 

Die Erhebung einer Hundeſteuer ſeitens der Amtsverbände berührt das 
Recht der Gemeinden zur Beſteuerung der Hunde nicht ($. 16 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes). 

n $. 10. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 

1. das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und An⸗ 

ſtalten des Amtsverbandes, 

2. die Heranziehung (Veranlagung) zu den Amtsabgaben, 
beſchließt der Amtsausſchuß. 

Beſchwerden und Einſprüche der zu 2 gedachten Art ſind innerhalb einer 
Friſt von vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei 
dem Amtsausſchuß anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Zuſchlägen 
zu den direkten Staats⸗ und ſtaatlich veranlagten Steuern, einſchließlich der nach 
§. 7 Abſ. 4 veranlagten Steuerſätze, find unzuläſſig, wenn fie ſich gegen den 
Prinzipalſatz der letzteren richten. 

Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Hierbei iſt die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte auch inſoweit begründet, als nach bisherigem Rechte der ordentliche 
Rechtsweg für zuläſſig erklärt war. N 

Die Beſchwerden und die Einſprüche ſowie die Klagen haben keine auf 
ſchiebende Wirkung. 


= 


i Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt in den zu 2 des Abſ. 1 
bezeichneten Fällen nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


- $. 11 Zuſatz. 
Die Statuten und Reglements find durch das Amtsblatt auf Koften des 
Amtsverbandes bekannt zu machen. 


Der Fürſt von Hohenzollern kann ſich durch ein großjähriges Mitglied 
ſeiner Familie oder durch einen ſeiner in den Hohenzollernſchen Landen angeſtellten 
Beamten, für welchen die Erforderniſſe des §. 18 Nr. 1 der Hohenzollernſchen 
Gemeindeordnung gelten, vertreten laſſen. 


$. 16a. 


Gegen die von der Amtsverſammlung gemäß $$.15 und 16 wegen Ver 
theilung der Abgeordneten gefaßten Beſchlüſſe ſteht den Betheiligten innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches die Ver⸗ 
theilung bekannt gemacht worden iſt, die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes findet nur das Rechtsmittel 
der Reviſion ſtatt. 

§. 17 Abſ. 1 und 2. 

Die Wahl der Abgeordneten erfolgt in denjenigen Gemeinden, welche für 
ſich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch die Gemeinde⸗ 
vertretung oder, ſofern ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand gebildet iſt, durch den 
Gemeindevorſtand und die Gemeindevertretung, welche zu dieſem Behuf unter 
dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu einer Wahlverſammlung vereinigt werden. 

In denjenigen Gemeinden, welche mit einer oder mehreren andern Gemeinden 
des Amtsbezirkes zu einem Wahlbezirke vereinigt ſind, wählt die Gemeindevertretung 
(Gemeindeverſammlung) oder, ſofern ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand gebildet 
iſt, der Gemeindevorſtand und die Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlung) einer 
jeden Gemeinde auf je 50 Einwohner einen Wahlmann. Durch ſtatutariſche An⸗ 
ordnung der Amtsverſammlung kann jene Zahl erhöht werden. 


$. 18. 
Wählbar zum Abgeordneten und zum Wahlmann iſt jeder Amtsangehörige 
G. 3), welcher ſich im Beſitze des Gemeinderechts befindet. 
Das paſſive Wahlrecht geht verloren oder ruht, wenn das Gemeinderecht 
verloren geht oder ruht ($$. 13, 15 Abſ. 1 der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung. 


F. 24. 
Gegen das zum Zwecke der Wahl der Abgeordneten ſtattgehabte Wahl⸗ 
verfahren kann jedes Mitglied einer Wahlverſammlung innerhalb zwei Wochen 
Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erheben. Die Beſchlußfaſſung 


Wahl der Abgeordneten 
und der Wahlmänner. 


Wählbarkeit zum 
Abgeordneten. X 


Entſcheidung über die 
Gültigkeit der Wahlen 
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Abfaſſung beſonderer 
Propoſitionen für die 
Amtsverſammlung und 
Juſtellung derſelben an 
die Mitglieder. 
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über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten vorab zu hören ſind, ſteht der 
Amtsverſammlung zu. „ 

Im Uebrigen prüft die Amtsverſammlung die Legitimation ihrer Mitglieder 
von Amtswegen und beſchließt darüber. ; i 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn es 
ſich ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebene Bedingung nicht vor 
handen geweſen iſt, oder wenn dieſe Bedingung gänzlich oder zeitweiſe aufhört. 
Die Amtsverſammlung hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle ein⸗ 
getreten iſt. 

Gegen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 
Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 

Für das Streitverfahren kann die Amtsverſammlung einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. i 

Die Namen der Gewählten find durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


$. 26 Ziffer 3 und Ziffer 8 Abſ. 2. 
3. Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 
Amtsverbandes zu beſchließen und zu dieſem Behufe 
über das dem Amtsverbande gehörige Grund- beziehungsweiſe 
Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen, die Amts⸗ 
angehörigen mit Amtsabgaben zu belaſten und den Vertheilungs⸗ 
und Aufbringungsmaßſtab der Amtsabgaben ($. 7a) feftzuftellen; 
8. (Abſ. 2.) Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Beſtimmungen 
des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. Gegen das ſtatt⸗ 
gehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Amtsverſammlung 
Einſpruch bei dem Vorſitzenden erheben. Die endgültige Beſchlußfaſſung 
über den Einſpruch ſteht der Amtsverſammlung zu; 


$. 27 Abſ. 1. N 
Die Verfügung über die den Oberamtsbezirken ſchon gegenwärtig gehörigen 
Fonds ſowie über die Jagdſcheingebühren (F. 4 Abſ. 4 des Jagdſcheingeſetzes vom 
31. Juli 1895, Geſetz-Samml. S. 304) ſteht den Amtsverſammlungen zu. 


§. 28 Abſ. 4 Satz 1. 

Der Oberamtmann iſt verpflichtet, jährlich wenigſtens eine Amtsverſammlung 
anzuberaumen, außerdem aber iſt er hierzu berechtigt, fo oft es die Geſchäfte 
erfordern. 

$. 29. 

Soll von der Amtsverſammlung über die Feſtſetzung des Abgabenvertheilungs⸗ 

maßſtabes in Gemäßheit des Abſ. 2 des $. 7a, über Mehr- oder Minderbelaſtung 
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einzelner Theile des Amtsbezirkes in Gemäßheit des $. 9 oder über ſolche Gegen⸗ 


ſtände Beſchluß gefaßt werden, welche Ausgaben nothwendig machen, die nicht 
ſchon auf einer geſetzlichen Verpflichtung des Amtsverbandes beruhen i fo ift ein 
ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, welcher über 

a) den Zweck desſelben, 

b) die Art der Ausführung, 

e) die Summe der zu verwendenden Koſten, 

d) die Aufbringungsweiſe 
das Nöthige enthält, von dem Amtsausſchuß auszuarbeiten und jedem Mitgliede 
mindeſtens 14 Tage vor Abhaltung der Amtsverſammlung ſchriftlich zuzuſtellen. 
Die Friſt darf bis zu drei Tagen abgekürzt werden, wenn einem Nothſtande 
vorgebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 


§. 34 Abſ. 2. 

Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung der Amtsangehörigen 
ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund⸗ oder Kapital⸗ 
vermögen des Amtsverbandes bewirkt oder eine Veränderung des feſtgeſtellten 
Vertheilungsmaßſtabes für die Amtsabgaben eingeführt werden ſoll „ſiſt jedoch 
eine Stimmenmehrheit von mindeſtens zwei Dritteln der Abſtimmenden erforderlich. 


$. 38a. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt, an Stelle der Aufſichtsbehörde, über die 
Feſtſtellung und den Erſatz von Defekten der Beamten des Amtsverbandes nach 
Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844. 

Der Beſchluß iſt, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs, endgültig. 


$. 39. 

Die Jahresrechnung iſt von dem Rendanten der Amtskaſſe innerhalb der 
erſten vier Monate nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem Amts⸗ 
ausſchuß einzureichen. Dieſer hat die Rechnung zu revidiren und ſolche mit 
ſeinen Erinnerungen und Bemerkungen der Amtsverſammlung zur Prüfung, 
Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen und demnächſt einen Rechnungsauszug zu 
veröffentlichen. Die Amtsverſammlung iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine 
hiermit zu beauftragende Kommiſſion bewirken zu laſſen. Eine Abſchrift des Feſt⸗ 


ſtellungsbeſchluſſes iſt ſofort dem Regierungspräſidenten einzureichen. 


§. 42. 


Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maß⸗ Amtsdauer und Ver a 
gabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur eidigung der Ausſchuß, 


Wahl des Nachfolgers fortdauert. 


mitglieder, 
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Alle drei Jahre ſcheiden zwei Mitglieder aus. Die das erfte Mal Aus 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder 
gewählt werden. i 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der für die Wählbarkeit 
vorgeſchriebenen Bedingung. Der Amtsausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob 
dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet inner⸗ 
halb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Die Klage ſteht 
auch dem Vorſitzenden des Amtsausſchuſſes zu. Dieſelbe hat keine aufſchiebende 
Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Entſcheidung Erſatzwahlen nicht 
ſtattfinden. Für das Streitverfahren kann der Amtsausſchuß einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 

Die Ausſchußmitglieder werden vom Vorſitzenden vereidigt. Sie können 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 39 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) im Wege des 
Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 


$. 43 Ziffer 3 und 5. 


3. die Beamten des Amtsverbandes zu ernennen und deren Geſchäfts⸗ 
führung zu leiten und zu beaufſichtigen. Hinſichtlich der Beſetzung der 
Beamtenſtellen mit Militäranwärtern gilt das Geſetz, betreffend die 
Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung 
der Kommunalverbände mit Militäranwärtern, vom 21. Juli 1892 
(Geſetz- Samml. S. 214); 

5. an Stelle der nach F. 71 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
(Geſetz-Samml. S. 130 ff.), für jeden Oberamtsbezirk gebildeten 
Kommiſſion über Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden im ſchieds⸗ 
richterlichen oder ſühneamtlichen Vermittelungsverfahren zu beſchließen. 


F. 46 Abſ. 3. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Amts⸗ 
ausſchuſſes oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf: oder abſteigender 
Linie oder bis zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht theilnehmen. Ebenſowenig dürfen die Mit 
glieder des Amtsausſchuſſes bei der Berathung und Entſcheidung ſolcher Angelegen⸗ 
heiten mitwirken, in welchen fie in anderer als öffentlicher Eigenſchaft ein Gut 
achten abgegeben haben oder in anderer als öffentlicher Eigenſchaft thätig geweſen 
ſind. Wird dadurch ein Amtsausſchuß beſchlußunfähig, ſo erfolgt, ſoweit es ſich 
um Amtskommunalangelegenheiten handelt, die Beſchlußfaſſung durch die Amts⸗ 
verſammlung. Im Mebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Amtsausſchüſſen 
durch Regulative geordnet, welche der Miniſter des Innern erläßt. 
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$. 47. : 
Die Beamten des Amtsverbandes haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 


Sthaatsbeamten. 


Sie werden von dem Oberamtmanne vereidigt und in ihre Aemter ein⸗ 
geführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem Amtsausſchuſſe. Auf 
ihre Anſtellung und Verſorgung findet das Geſetz, betreffend die Anſtellung und 
Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetz-Samml. S. 141) 
entſprechende Anwendung. 

Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Beamten des Amtsverbandes finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Ueber die Verhängung von Ordnungsſtrafen beſchließt im Umfange des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsſtrafrechts der Amtsausſchuß 
und im Umfange des dem Miniſter beigelegten Ordnungsſtrafrechts der 
Regierungspräſident. 

Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Be⸗ 
ſchluß ſowie gegen die Strafverfügung des Negierungspräfidenten inner⸗ 
halb der gleichen Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

2. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren wird 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens von dem Oberamtmann oder 
von dem Regierungspräſidenten verfügt und von demſelben der Unter⸗ 
ſuchungskommiſſar ſowie der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die 
erſte Inſtanz ernannt. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt der Amtsausſchuß, 
die entſcheidende Behörde zweiter Inſtanz das Oberverwaltungsgericht. 
Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberverwaltungsgerichte 
wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 


§. 51. Ziffer 1. 
1. an die Stelle der Amtsverſammlung tritt der Kommunallandtag, an 
die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß. f 


$. 52. 

Die Landeskommunalabgaben werden auf die einzelnen Amtsverbände nach 
dem im FH. 7 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt, die Abſätze 2 bis 5 des 
§. 7, die §§. 9a und Ib find auch für die Vertheilung der Landeskommunal⸗ 
abgaben maßgebend. 

In den einzelnen Amtsverbänden erfolgt die Aufbringung der auf ſie 


Dienſtliche Verhältniſſe 
der Beamten des Umts» 
verbands. 


Vertheilung und Auf⸗ 
bringung der Landes 
kommunalabgaben. 


treffenden Antheile an den Landeskommunalabgaben gleich den übrigen Amts⸗ 


abgaben. 
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Mehr» oder Minder⸗ 
belaftung einzelner 
Theile des Landes, 
kommunalverbandes. 


Reklamationen gegen 
die Vertheilung der 
Landeskommunal⸗ 
abgaben. 


Wahl der Abgeordneten 
der Städte Sig⸗ 
maringen und 
Hechingen. 


Wählbarkeit, Dauer 
der Wahlperiode u. ſ. w. 
der Mitglieder des 
Kommunallandtags. 
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$. 52a. ; 3 
Sofern es ſich um Einrichtungen für den Landeskommunalverband handelt, 
welche in beſonders hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen 
Theilen desſelben zu Gute kommen, kann der Kommunallandtag beſchließen, für 
die betreffenden Amtsverbände eine Mehr⸗ oder Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. 
Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Kommunallandtags 
durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


325 

Die Vertheilung der Landeskommunalabgaben auf die einzelnen Amts⸗ 
verbände liegt dem Landesausſchuß ob. 

Der Betrag der von dem Kommunallandtag ausgeſchriebenen Landes⸗ 
kommunalabgaben ſowie die Vertheilung desſelben auf die Amtsverbände ſind 
durch das Amtsblatt öffentlich bekannt zu machen. In dem Ausſchreiben iſt der 
Bedarf für Verkehrsanlagen beſonders anzugeben. In Betreff der Aufbringung 
dieſes Theiles der Landeskommunalabgaben von Seiten der Amtsverbände gelten 
die Vorſchriften des $. 7a Abſ. 2 Satz 2. 


8 

Reklamationen der Amtsverbände gegen die Vertheilung der Landes 
kommunalabgaben unterliegen der Beſchlußfaſſung des Landesausſchuſſes. 

Die Reklamationen find innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach ere 
folgter Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei dem Landesausſchuß anzubringen. 

Gegen den Beſchluß des Landesausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

Die Reklamationen ſowie die Klagen haben keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 55 Ziffer 4. 

4. zwölf Abgeordneten der übrigen Gemeinden der Hohenzollernſchen Lande, 
von denen jeder der vier Oberamtsbezirke je drei Abgeordnete zu ente 
ſenden hat. 

F. 57. 
Die Abgeordneten der Städte Sigmaringen und Hechingen werden nach 
Maßgabe der $$. 17 Abſ. 1, 21 gewählt. 


$. 59. 

Hinſichtlich der Wählbarkeit zum Mitgliede des Kommunallandtags, hin⸗ 
ſichtlich der Dauer der Wahlperiode der Abgeordneten, hinſichtlich der Ergänzungs⸗ 
und Erſatzwahlen, hinſichtlich der Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen 
finden die Vorſchriften der $$. 18, 22, 23 und 24 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß 1 

1. an die Stelle des Oberamtmanns der Vorſitzende des Kommunal⸗ 5 

landtags, an die Stelle der Amtsverſammlung der Kommunallandtag, 
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an die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß, an die Stelle 
des Bezirksausſchuſſes das Oberverwaltungsgericht und an die Stelle 
des Amtsangehörigen der Landesangehörige tritt und 

2. die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kommunallandtags alle 
drei Jahre im Monate Dezember ſtattfinden ; fofern nicht durch ſtatu⸗ 
tariſche Anordnung des Kommunallandtags ein anderer Termin bee 
ſtimmt wird. . 

$. 61 Ziffer 3, 7 und 10. 

3. Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 

Landeskommunalverbandes zu beſchließen und zu dieſem Behuf 
über die Verwendung der dem Landeskommunalverband aus der 
Staatskaſſe überwieſenen Jahresrenten und Fonds, über das dem 
Landeskommunalverbande gehörige Grund⸗ beziehungsweiſe Kapital⸗ 
vermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Amtsverbände 
mit Beiträgen zu belaſten ($. 52); 

7. die Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Regierungsbezirkes Sig⸗ 
maringen nach Maßgabe der auf Grund der SS. 28 und 71 des Ge 
ſetzes vom 8. März 1871 (Geſetz-Samml. S. 130 ff.) erlaſſenen König⸗ 
lichen Verordnung vom 16. September 1874 (Geſetz-Samml. S. 311) 
zu verwalten; ; 

10. die Wahlen der Mitglieder des Landesausſchuſſes und nach Maßgabe 
der beſonderen Beſtimmungen die Wahlen zu den für Zwecke der all⸗ 
gemeinen Landesverwaltung angeordneten Behörden und Kommiſſionen 
zu vollziehen ſowie beſondere Rommiffionen und Kommiſſare für Zwecke 
der Landeskommunalverwaltung zu beſtellen. 

Auf dieſe Wahlen findet $. 26 Ziffer 8 Abſ. 2 entſprechende An⸗ 


wendung. 
$. 67 Abſ. 2. 

Die Beſchlüſſe des Kommunallandtags werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Zu einem Be 
ſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung des Landeskommunalverbandes ohne 
eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund: oder Kapital- 
vermögen desſelben bewirkt werden ſoll, iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von 
mindeſtens zwei Dritteln der Abſtimmenden erforderlich. 


$. 72 Ziffer 4. 

4. nach Maßgabe der beſonderen Beſtimmungen und unter entſprechender 
Anwendung des F. 26 Ziffer 8 Abſ. 2 die Wahlen zu den für Zwecke 
der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Behörden und Kom⸗ 
miſſionen zu vollziehen ſowie die Beamten des Landeskommunal⸗ 
verbandes zu ernennen und deren Geſchäftsführung zu leiten und zu 
beaufſichtigen. 

44 * 


Dienftliche Verhältniſſe 
der Beamten des 
Landeskommunal⸗ 

verbandes. 


SENZA 


Hinſichtlich der Beſetzung der Beamtenſtellen mit Militäranwärtern > 
gilt das Geſetz, betreffend die Beſetzung der Subaltern⸗ und Unter⸗ 


beamtenſtellen in der Verwaltung der Kommunalverbände mit Militär⸗ 
anwärtern, vom 21. Juli 1892 (Geſetz-Samml. S. 214); 


§. 75 Abſ. 3. 

Die Beſtimmungen im F. 46 Abſ. 3 Satz 1 bis 3 finden auf den Landes⸗ 
ausſchuß entſprechende Anwendung. 

Nato 

Die Landeskommunalbeamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
Staatsbeamten. 

Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe derſelben werden durch ein von 
dem Kommunallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu er⸗ 
laſſendes Reglement geordnet. Auf die Beamten des Landeskommunalverbandes 
finden die allgemeinen Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und 
Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetz-Samml. S. 141) 
entſprechende Anwendung. 

Sie werden von dem Vorſitzenden des Kommunallandtags vereidigt und 
in ihre Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem 
Landesausſchuſſe. 

Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Landeskommunalbeamten finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Die den Miniſtern und den Provinzialbehörden beigelegte Befugniß 
zur Verhängung von Ordnungsſtrafen ſteht dem Vorſitzenden des 
Kommunallandtags zu; jedoch dürfen die von ihm feſtzuſetzenden Geld- 
bußen den Betrag von 30 Mark nicht überſteigen. : 

2. Gegen die Disziplinarverfügungen des Vorſitzenden des Kommunal⸗ 
landtags findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirks 
ausſchuſſe ſtatt. 

3. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt 
an die Stelle des Regierungspräſidenten der Vorſitzende des Kommunal⸗ 
landtags, an die Stelle der Bezirksregierung der Bezirksausſchuß und 
an die Stelle des Staatsminiſteriums das Oberverwaltungsgericht. 

Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Bezirksausſchuß 
und dem Oberverwaltungsgerichte werden von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 

$. 80 Ziffer 2, 4 und 5. 

2. Mehr- oder Minderbelaſtungen einzelner Theile des Amtsbezirkes, be 
ziehungsweiſe des Landeskommunalverbandes, in Gemäßheit der $$. 9 
und 52a, i 

4. Aufnahme von Anleihen, durch welche der Amts⸗ beziehungsweiſe 
Landeskommunalverband mit einem neuen Schuldenbeſtande belaſtet 


TTC 
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oder der bereits vorhandene Schuldenbeftand vergrößert werden würde 
ſowie Uebernahme von Bürgſchaften auf den Amts-, beziehungsweiſe 
Landeskommunalverband, 

5. eine Belaſtung der Amts-, beziehungsweiſe Landesangehörigen durch 
Abgaben über 50 Prozent des Geſammtaufkommens der direkten Staats⸗ 
und ſtaatlich veranlagten Steuern. 


$. 81 Zuſatz. i 
Beſchwerden an die Aufſichts- beziehungsweiſe Beſchwerdebehörde find 
innerhalb zwei Wochen anzubringen. 
$. 81a. 
Die Aufſfichtsbehörden haben mit den ihnen in den Geſetzen zugewieſenen 


Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Beſtimmungen der Geſetze 


gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. Sie ſind zu dem 
Ende befugt, über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu erfordern, die 
Einſendung der Akten, insbeſondere auch der Haushalts-Etats und der Jahres⸗ 
rechnungen zu verlangen ſowie Geſchäfts- und Kaſſenreviſionen an Ort und 
Stelle zu veranlaffen. 

82. 

Beſchlüſſe der Amtsverſammlung, der Amtskommiſſionen ſowie in Rome 
munalangelegenheiten des Amtsverbandes gefaßte Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes, 
welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Ober⸗ 
amtmann, entſtehenden Falles auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, unter Angabe 
der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. 

Gegen die Verfügung des Oberamtmanns ſteht der Amtsverſammlung, der 
Amtskommiſſion, beziehungsweiſe dem Amtsausſchuß innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. Dieſelben können zur Warnehmung ihrer 
Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 83. 

Beſchlüſſe des Kommunallandtags, des Landesausſchuſſes oder einer Landes⸗ 
kommiſſion, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat 
der Königliche Kommiſſarius, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender 
Wirkung zu beanſtanden. i i 

Gegen die Verfügung des Königlichen Kommiſſarius ſteht dem Kommunal⸗ 
landtage, dem Landesausſchuſſe, beziehungsweiſe der Landeskommiſſion, innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 

$. 85. 

Wenn eine Amtsverſammlung, beziehungsweiſe der Kommunallandtag, es 
unterläßt oder verweigert, die dem Amts-, beziehungsweiſe Landeskommunal⸗ 
verbande geſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu⸗ 


Zwangs weiſe 
Etatiſirung geſeglicher 
Leiſtungen durch die 
Aufſichtsbehörden. 
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ſtändigkeit feftgeftellten Leiſtungen auf den Haushalts⸗Etat zu bringen oder außer 
ordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der Regierungspräſident, beziehungsweiſe der 
Königliche Kommiſſarius, unter Angabe der Gründe die Eintragung in den Etat 
oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten beziehungsweiſe des 
Königlichen Kommiſſarius ſteht dem Amts-(Landeskommunal-) Verbande die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Zur Ausführung der Rechte des 
Amts⸗(Landeskommunal⸗) Verbandes kann die Amtsverſammlung (der Kommunal⸗ 
landtag) einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 91 Ziffer 2. 
2. die von dem Oberamtsbezirk (Amtsverband) aufzubringenden  Geld- 
mittel und Leiſtungen auf die einzelnen Gemeinden nach dem in den 
$$. 7 u. ff. dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt werden. 


Artikel II. 

In den $$. 28 Abſ. 1 und 5, 37 Abſ. 3, 44 Abſ. 3, 81 iſt an Stelle der 
Worte „der Regierung“ oder „der Bezirksregierung“ zu ſetzen: „dem Regierungs⸗ 
präſidenten “. 

An die Stelle des der Amts- und Landesordnung vom 2. April 1873 
beigefügten Wahlreglements tritt das in der Anlage beigefügte Wahlreglement. 


Artikel III. 

Die $$. 6 Abſ. 2, 15 Abſ. 2, 17 Abſ. 3, der Schlußſatz des vierten 
Abſatzes im §. 17, die § . 19, 20, 22 Abſ. 2, 51 Ziffer 3, 86, 88 bis 90 
kommen in Wegfall. 

Artikel IV. 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung 
in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkte treten alle mit dem gegenwärtigen Geſetz in 
Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. - 

Der Minifter des Innern wird ermächtigt, den Text der Amts- und 
Landesordnung vom 2. April 1873, wie er ſich aus den in den Artikeln I, II, 
III feſtgeſtellten Aenderungen ergiebt, durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. | 
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Wahlreglement. 


F. 1. 

Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittelſt fchrift- 
licher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die Einladung 
und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der Wahl genau 
beſtimmen. Hinſichtlich der von der Amtsverſammlung vorzunehmenden Wahlen 
bewendet es bei den für die Berufung der Amtsverſammlung vorgeſchriebenen 
Friſten. 

Die Bekanntmachung muß, wenn ſie nicht ſchriftlich ergangen iſt, in den 
letzten drei Tagen vor dem Wahltage wiederholt werden. 


9. 2 
Der Wahlvorſtand beſteht aus dem nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Leitung des Wahlakts berufenen Beamten als Vorſitzenden und aus zwei oder 
vier von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu wählenden Bei⸗ 
figern. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. 


§. 3. 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche 
durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt ſind. 


F. 4. 
Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel. 


$. 5. 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſte 
verzeichnet ſind, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt ſeinen Stimmzettel uneröffnet 
in die Wahlurne. 

Die während der Wahlhandlung erſcheinenden Wähler können an der nicht 


geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 


Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 


3 Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 
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$. 6. 

Ungültig ſind: 

1. Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſind, 1 

2. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen iſt, 

4. Stimmzettel, auf welchen mehr als ein Name, oder der Name einer 
nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

5. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


FETO 
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. Die 
Stimmzettel find dem Wahlprotokolle beizufügen und fo lange aufzubewahren, 
bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. 5 
F. 8. 


Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Simmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, 
fo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos darüber, 
wer auf engere Wahl zu bringen ift; in gleicher Weiſe erfolgt die Entſcheidung, 
wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


9. 95 
Die Wahlprotokolle ſind von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 
F. 0. 


Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


Sell 
Wahlen, welche durch die Amtsverſammlungen oder den Kommunallandtag 
zu vollziehen ſind, können, mit Ausnahme der Wahl des Vorſitzenden des 
Kommunallandtags und feines Stellvertreters ($. 64), auch durch Akklamation 
ſtattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 
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(Nr. 10204.) Geſetz, betreffend Aenderung des Verfahrens für die Wahlen zum Hauſe der 
Abgeordneten in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 2. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die SS. 1 bis 4, 6 und 7 des Geſetzes, betreffend Aenderung des Wahl⸗ 
verfahrens, vom 29. Juni 1893 GSeſetz-Samml. S. 103) werden vom 1. April 
1901 ab in den Hohenzollernſchen Landen mit den Maßgaben eingeführt, daß 

1. an Stelle der „direkten Staats-, Gemeinde-, Kreis-, Bezirks⸗ und 

Provinzialſteuern“ (§. 1 Abſ. 1) die „direkten Staats- und Gemeinde- 
ſteuern, Amts- und Landeskommunalabgaben“ 
und 
2. an Stelle der „vom Staate veranlagten Grund-, Gebäude und 
Gewerbeſteuer“ ($. 3) die „vom Staate veranlagte Grund-, Gefäll, 
Gebäude- und Gewerbeſteuer“ 
treten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshaven, den 2. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Redigirt im Bureau des Staats miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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